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Arbeit als Versöhnungsdienst 
Biblische Besinnung: Hat Arbeit Zukunft?

Hat Arbeit Zukunft? So fragen wir 
heute, da auch zu Beginn des neuen 
Jahres die Arbeitslosenzahlen  noch 
2,8 Millionen Menschen betraf. Ar-
beit setzt Menschen frei von Arbeit! 
Das ist der Zustand, der uns welt-
weit zu schaffen macht. Fast hat man 
den Eindruck, dass der Zynismus 
eines Lagerkommandanten Rudolf 
Höß von Auschwitz, der das KZ-
Tor mit der Inschrift „Arbeit macht 

frei“ beschriften ließ, nachträglich 
seine teuflische Wirkung global be-
kommt und wir ihn bis zum bitteren 
Ende auslöffeln müssen.

Aber ich denke, dass bei dieser Fra-
ge unausgesprochen Arbeit immer 
als Erwerbsarbeit angesehen wurde. 
Nach biblischer Ansicht aber kann 
Arbeit niemals auf Erwerbsarbeit re-
duziert werden. Deshalb möchte ich  
einige theologische Grundeinsichten 

zur Arbeit einbringen, weil ich mei-
ne, dass  wir auch hier einen Para-
digmenwechsel in der Gesellschaft 
benötigen, um auch in Zukunft le-
ben zu können.

Denn wenn wir die Frage nach Er-
werbsarbeit nicht sprengen, dann 
bleiben wir auf der Ebene, die Ar-
beit mit „Job“ gleichsetzt. Doch  
das Wort „Job“ passt genau in die 
Stückwerkmentaliltät Newtons, die 
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eine bestimmte abgetrennte Aufgabe 
meint, mit der ich mein Geld verdie-
ne. Doch die Arbeit ist für die Men-
schen da, nicht die Menschen für die 
Arbeit - so könnten wir ein bekann-
tes Jesuswort paraphrasieren. Wenn 
aber die Menschen  nur für die Ar-
beit da sein sollten , wie es uns das 
gegenwärtige Wirtschaftssystem des 
Neoliberalismus vorspiegelt, dann 
können auch die Arbeitsplätze weg-
rationalisiert werden, wenn sie nicht 
mehr gebraucht werden.

Wohin das führt, berichteten schon 
Hans Peter Martin und Harald Schu-
mann in ihrem Sachbuch „Die Glo-
balisierungsfalle“ (Hamburg 1998). 
Denn schon im September 1995 ha-
ben auf Einladung Michail Gorbat-
schows in San Francisco 500 füh-
rende Politiker und Wirtschaftsma-
nager die Prognose für das 21. Jahr-
hundert abgegeben, die besagt: 

„20 Prozent der arbeitsfähigen Be-
völkerung würden im kommenden 
Jahrhundert ausreichen, um die 
Weltwirtschaft in Schwung zu hal-
ten.“ Mehr Arbeitskraft wird nicht 
gebraucht. 80 % Arbeitslose aber 
bleiben auf der Strecke. So folgt also 
das Weltmodell der Zukunft der For-
mel 20 zu 80, wenn nicht ein Para-
digmenwechsel von Arbeit und Le-
bensauffassung geschieht. 

Dass diese bedrohliche Wirklich-
keit uns heute schon im Griff hat, 
merken wir einerseits daran, dass 
die Arbeitslosigkeit parallel mit den 
Defiziten der öffentlichen Haushal-
te wächst, zum anderen aber auch 
daran, dass Börsenkurse und Kon-
zerngewinne mit zweistelligen Raten 
steigen, während Löhne und Gehäl-
ter effektiv sinken. So ist dem ame-
rikanischen katholischen Theologen 
Matthew Fox rechtzugeben („Re-
volution der Arbeit“, Kösel 1996), 
wenn er bestürzt fragt: „Vielleicht 

ist der Konsumismus tatsächlich die 
Triebfeder unseres gesamten Wirt-
schaftssystems geworden; und falls 
das so ist, ist dann vielleicht eine 
Art Demokratisierung der Hab-
gier zur einzigen Basis unserer Ar-
beit geworden?“ (S. 20).

Deshalb plädiert Fox für eine Neu-
definition von Arbeit, die wieder an 
das Schöpfungswerk Gottes, dem 
ersten großen Arbeiter des Univer-
sums anknüpft. Wörtlich sagt er: 
„Wir sollten uns nicht zu dem Glau-
ben verleiten lassen, die heutige Ar-
beitskrise hätte nur mit dem Man-
gel an Jobs zu tun. Vielmehr ist die 
Krise der Arbeitsplätze ein Symp-
tom für etwas viel Tieferes: für eine 
Krise in unserer Beziehung zur Ar-
beit und eine Herausforderung an 
die Menschheit, ihre Arbeit neu zu 
erfinden“ (S. 18).

Denn nicht Geld, sondern richtige 
Bedürfnisse schaffen die rechte Ar-
beit zur rechten Zeit, sofern wir die 
Frage nach den Bedürfnissen rich-
tig beantwortet haben. Dies ist aber 
nicht ohne Spiritualität möglich. So 
muss an die Stelle der bisherigen 
Handlungsprinzipien Individualis-
mus und Dualismus das Prinzip der 
wechselseitigen Verbundenheit tre-
ten, das uns eine neue Sicht von Ar-
beit ermöglicht und uns zu den Fra-
gen bringt: Welche Arbeit erwartet 
die Schöpfung von uns jetzt? Wel-
che Arbeit wollen andere Lebewe-
sen von uns jetzt? Welche Arbeit 
braucht die Jugend? Welche Arbeit 
brauchen zukünftige Menschenge-
nerationen von uns, die auch leben 
wollen? Und welche Arbeit verlangt 
unser Inneres, unser Herz, um wirk-
lich Mensch sein zu können? Dabei 
wird deutlich werden, dass Arbeit et-
was ist, was uns mit anderen in Be-
ziehung bringt, und zwar nicht nur 
auf der Ebene persönlicher Bezie-

hungen, sondern auch auf der Ebe-
ne des Für-andere-Daseins in der 
Gemeinschaft.

Arbeit als Medium des In-Bezie-
hung-Tretens zur Schöpfung und 
zu Mitgeschöpfen wird das neue 
und doch schon uralte Paradigma 
von Arbeit sein, das nur in unse-
rer heutigen Zeit vergessen und 
verdrängt wurde.

So sagen uns Anthropologen, dass 
Naturvölker, die noch in einer Kos-
mologie der Schöpfung leben und 
demzufolge ganzheitlich religiös 
sind, keine Arbeitslosigkeit kennen. 
Fox zitiert den Anthropologen Mar-
shall Sahlins, der vermutet, dass die 
Gesellschaften der Jäger und Samm-
ler die „ursprünglichen Überfluss-
gesellschaften“ waren, weil sie kei-
ne Besitztümer, dafür aber tragen-
de Beziehungen untereinander hat-
ten, die sie reich machten. „Armut 
ist nicht durch eine bestimmte Men-
ge von Gütern definiert, auch sie 
ist nicht einfach ein Verhältnis von 
Mitteln und Zwecken. Sie ist vor al-
lem eine Beziehung zwischen Men-
schen“ (S: 172).

Wo Arbeit aber als Medium des In-
Beziehung-Tretens zur Schöpfung 
und zu Mitgeschöpfen gesehen wird, 
läuft Arbeit nicht aus, sondern ge-
biert immer neue Arbeit. So ist alle 
echte Arbeit ein Dank dafür, dass wir 
Arbeiter in Gottes Schöpfungswerk 
sein können; denn auch für unsere 
Arbeit gilt: „Die Erde ist des Herrn, 
und was darinnen ist, der Erdkreis 
und die darauf wohnen.“

Wo diese Spiritualität des Daseins 
gesehen wird, nämlich da zu sein für 
Schöpfung und Geschöpfe, werden 
die drei Ziele der guten menschli-
chen Arbeit verwirklicht, die E. M. 
Schuhmacher schon 1980 als Leit-
linien für sinnvolle Arbeit gesehen 
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hat und die Fox ausdrücklich in sei-
nem Buch zitiert:
„Erstens muss die Gesellschaft mit 
notwendigen und nützlichen Gütern 
und Dienstleistungen versorgt wer-
den. Zweitens muss jeder von uns in 
den Stand versetzt werden, seine Ga-
ben als guter Haushalter  zu nutzen 
und zu vervollkommnen, und zwar 
drittens im Dienst am Mitmenschen 
und gleichsam mit anderen, so dass 
wir uns von unserer angeborenen 
Selbstbezogenheit befreien. Diese 
dreifache Aufgabe weist der Arbeit 
einen so zentralen Platz im Leben 
der Menschen zu, dass es wahrhaft 
unmöglich ist, sich menschliches Le-
ben ohne sie vorzustellen.“ (S. 51).
Das aber ist nicht ohne einen Glau-
ben an Gott, den Schöpfer vorstell-
bar. Denn das Schöpfungswerk 
Gottes als Werk des Daseins geht 
unserem Werk des Handelns vor-
aus. Somit ist alle echte Arbeit ein 
Dank  für unser  Dasein im Kosmos 
und ein Ausdruck unserer Hoffnung 
und unseres Glaubens an den Se-
gen des Lebens. Denn aus den bi-
blischen Texten geht hervor: Gott 
hat die menschliche Arbeit in der 
Weise vorgesehen, dass sie für den 
Menschen zum Dienst der Versöh-
nung mit sich selbst (Selbstverwirk-
lichung), mit seinen Mitmenschen 
(gemeinschaftsbezogene Solidarität) 
und mit der Schöpfung im Ganzen 
geschieht. Gott möchte, dass wir in 
Harmonie mit uns selbst, mit unse-
ren Mitmenschen und mit der gan-
zen Schöpfung leben. Das sagen 
schon die Psalmen. Und das ist un-
ser Auftrag; denn „Gott nahm den 
Menschen und setzte ihn in den Gar-
ten Eden, dass er ihn bebaute und be-
wahrte.“ In dieser Weise haben wir 
tatsächlich menschliche Arbeit neu 
zu definieren und zu verwirklichen.

Christoph Körner
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Liebe Leserinnen und 
Leser,

auf unsere Bitte im letzten 
Rundbrief um Beiträge zum 
Thema „Zukunft der Arbeit“ 
haben wir erfreulich viele Bei-
träge bekommen. So wie wir 
uns das vorgestellt haben be-
leuchten sie unterschiedliche 
Aspekte aus verschiedenen 
Sichtweisen. Lassen Sie sich 
zu Kommentaren dazu anre-
gen. Wir setzen das Thema 
auf jeden Fall fort. Im folgen-
den Beitrag Von der Tyran-
nei der Arbeit zum Lob der 
Muße weist Norbert Bern-
holt schon auf einen zwei-
ten Teil hin.
Neben diesen Schwerpunkt-
beiträgen gibt es weitere Be-
richte und Hinweise, wie z.B. 
Christph Körners kritische 
Anmerkungen zur Initiati-
ve der Kirchen in Deutsch-
land für eine erneuerte Wirt-
schafts- und Sozialordnung, 
oder den Hinweis auf den 
Blog von Dirk Löhr www.rent-
grabbing.com.
Wichtig ist noch die Einla-
dung zum Kongress der Aka-
demie Solidarische Ökono-
mie im Juni 2014 in Heidel-
berg. Anders Wirtschaften – 
Neue Wege der Transforma-
tion, Vorträge und Diskus-
sionen sollen helfen, neue 
Wege zu einer anderen Wirt-
schaftsweise zu finden und 
zu ebnen.
Lassen Sie sich anregen, 
auch Ihre Standpunkte und 
Meinungen in die Diskussi-
on einzubringen.

Rudolf Mehl

Von der Tyrannei der Arbeit 
zum Lob der Muße (Teil I)

„Wie wir bereits wissen, ohne es 
uns doch recht vorstellen zu kön-
nen, dass die Fabriken sich in we-
nigen Jahren von Menschen geleert 
haben werden … Was uns bevor-
steht, ist die Aussicht auf eine Ar-
beitsgesellschaft, der die Arbeit 
ausgegangen ist, also die einzi-
ge Tätigkeit , auf die sie sich noch 
versteht. Was könnte verhängnis-
voller sein?“ Hannah Arendt,1958

Wir lieben unsere Arbeit. Jeden-
falls gaben dies 2007 einer Umfra-
ge des Ifak-Meinungsforschungs-
instituts  75 % der Befragten an. 
Glaubt man der gleichen Umfrage 
freuen sich 61% der Beschäftigten 
jeden Tag auf den bevorstehenden 
Arbeitstag. Arbeit ist ein zentraler 
Bestandteil unseres Lebens, sie ist 
„die einzige Tätigkeit auf die wir 
uns noch verstehen“ . Arbeit ist 
uns so wichtig, dass es nicht we-
nige gibt, die auch in unserer Ge-
sellschaft ein Recht auf Arbeit ein-
fordern. In der Tat ist sie bei uns 
ein wichtiger Türöffner für soziale 
Anerkennung, wir kommen mit an-
deren Menschen in Kontakt, unser 
Tagesablauf bekommt eine Struk-
tur, sie gibt unserem Leben einen 
wichtigen Sinn und natürlich be-
kommen wir durch die Arbeit das 
Einkommen, um uns das Lebens-
notwendige oder auch noch etwas 
mehr kaufen zu können.
Doch das angebliche Glück der Ar-
beit müssen wir uns teuer erkaufen. 
Ebenso wie viele Menschen ange-
ben, ihre Arbeit zu lieben, klagen 
sie laut Stressreport aus dem Jahr 
2012 auch über den enormen Stress 
und über die zunehmende psychi-
sche und physische Belastung am 

Arbeitsplatz. In dieser Untersu-
chung geben die Befragten u.a. an, 
dass die gleichzeitige Erledigung 
verschiedener Arbeiten (58%), der 
Termin und Leistungsdruck (52%), 
ständig wiederholende Arbeitsgän-
ge (50%) und der ständiger Stel-
lenabbau bei gleichzeitiger Vermeh-
rung von Leiharbeitsstellen (42%) 
als Stress empfunden werden.
Insgesamt führt die Situation am 
Arbeitsplatz zu einer Zunahme 
an psychischen und physischen 
Krankheiten. So sind psychische 
Krankheiten 2012 der häufigs-
te Grund für Frühverrentungen 
(39,4%). 2002 lag der Anteil noch 
bei 24,2%. Überhaupt ist die psy-
chische Belastung am Arbeitsplatz 
zur zweithäufigsten Krankheitsur-
sache (13,9%) nach der Erkran-
kung des Muskel- und Skelettap-
parats geworden. (26,4%)
Wo liegen die Ursachen für die 
gegenwärtig rauher werdende Ar-
beitswelt? Man kann diese Frage 
auf mehreren Ebenen beantworten. 
Zunächst kann man sicher die zu-
nehmende Technisierung und die 
Folgen der Globalisierung mit dem 
damit verbundenen Wettbewerbs-
druck benennen.
Diese Erklärungen können jedoch 
nicht ausreichen, denn wir alle wis-
sen um die katastrophalen Bedin-
gungen der Arbeit seit Beginn der 
Industrialisierung. Der menschen-
verachtende Konflikt zwischen Ar-
beit und Kapital ist ein strukturelles 
Merkmal des Kapitalismus und da-
mit innerhalb dieses Systems nicht 
lösbar. Hier werden wir in einem 
zweiten Schritt genauer hinschau-
en müssen.
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Doch bleiben wir zunächst beim 
ersten Antwortversuch: Die fort-
schreitende Technisierung verbun-
den mit den Zwängen der Globa-
lisierung führt zu einer dauerhaf-
ten Verschlechterung der Situati-
on auf dem Arbeitsmarkt und da-
mit auch der individuellen Arbeits-
bedingungen.

Ohne Zweifel nimmt der Druck auf 
die Erwerbstätigen in Deutschland 
ganz einfach deshalb zu, weil die zu 
verteilenden Arbeitsstunden immer 
weniger werden. Musste 1960 im 
Durchschnitt noch jede/r Beschäf-
tigte 2163 Stunden pro Jahr arbei-
ten, kommen wir heute mit 1397 
Stunden pro Beschäftigten aus. Dies 
entspricht im Jahr 1960 rechnerisch 
einer durchschnittlichen Wochenar-
beitszeit von 45 Stunden pro Woche 
gegenüber 29 Std./Woche im Jahr 
2012. Der Kuchen wird immer klei-
ner und der Kampf um die Arbeits-
plätze härter. Der Stress in der Ar-
beit und um die Arbeit steigt. Die 
Gesellschaft antwortet u.a. mit ei-
ner steigenden Zahl von sogenann-
ten atypischen Arbeitsverhältnissen.

Arbeitsverhältnis Anzahl im Jahr … Anzahl in 2012

Abhängig Beschäftigte 2001: 33 498 Mio 35 522 Mio

Typ. AV 2001: 23 900 Mio 
(71,3%))

21 800 Mio (61,4%)

Minijobs (unter 
450,00€)

2002: 4,14 Mio 7,41 Mio

Befristete Verträge 1995: 11,3 % 13,8%

Leiharbeitsverträge 1994: 138450 909113

Teilzeitbeschäftigung 1999: 13,3 % 20%

Quelle: statistisches Bundesamt/ei-
gene Berechnungen
Das heißt, wer heute ein norma-
les Arbeitsverhältnis hat, darf sich 
durchaus privilegiert fühlen. Er oder 
sie muss aufpassen, dass er oder sie 
diesen Arbeitsplatz nicht verliert. Es 
warten schon einige andere auf die-
sen Platz oder er / sie wird durch ir-
gendein atypisches Arbeitsverhält-
nis ersetzt. Hinzu kommt, dass das 
weltweite Angebot an Arbeitskräf-
ten und die Möglichkeit der Verla-
gerung der Unternehmen ins Aus-
land die Position der Arbeitskräfte 
und deren Organisationen erheblich 
schwächen.
Die bisherige Argumentation setzt 
selbstverständlich das Vorhanden-
sein eines Arbeitsmarktes voraus, auf 
dem Menschen ihre Arbeitskraft an-
bieten und Unternehmen diese nach-
fragen. Wie jedes andere Gut wird 
in unserem System Arbeit als eine 
Ware angesehen, die am Markt ge-
handelt wird und dessen Einsatz sich 
an der Renditemaximierung messen 
lassen muss. Diese recht befremdli-
che Sichtweise verursacht die bereits 

oben beschriebenen und eine Fülle 
weiterer nicht lösbarer Probleme, je-
denfalls wenn wir in dem System ei-
ner kapitalorientierten Wirtschafts-
weise verhaftet bleiben. 

Wenn Arbeit eine Ware ist, gilt nur 
Erwerbsarbeit als Arbeit. Nur wer 
einer Erwerbsarbeit nachgeht, hat 
ein Recht auf die gesellschaftlichen 
Segnungen (Einkommen, soziales 
Ansehen,…). Jede Arbeit, die nicht 
am Markt erfasst wird, wie die Ar-
beit in der Familie, in der Nachbar-
schaft, im eigenen Garten, ehren-
amtliche Arbeit oder künstlerische 
Arbeit wird in der ökonomischen 
und gesellschaftlichen Werteska-
la gar nicht erfasst oder ganz unten 
angesiedelt. Das BIP erfasst diese 
Art von Arbeit überhaupt nicht. Da-
durch, dass wir die Arbeit zur Ware 
machen, entwickeln wir ein Werte-
system, in dem nur das als Leistung 
angesehen wird, was sich am Markt 
behaupten kann. Hiermit missach-
ten wir nicht nur den Beitrag von 
Millionen von Menschen an der ge-
samtwirtschaftlichen Wertschöp-
fung und verletzen damit die Wür-
de dieser Menschen, wir setzen da-
mit auch einen gewaltigen Prozess 
der Exklusion in Gang. 

Karl Marx hat den Warencharakter 
der Arbeit intensiv analysiert und hat 
dabei u.a. auf die Folgen der Ent-
fremdung von der Arbeit hingewie-
sen. Da sich die Struktur seit dem 
19. Jahrhundert nicht geändert hat, 
ist diese Analyse bis heute gültig. 
Nach Marx ist der Mensch ein viel-
seitiges Wesen aus Gefühlen, Trie-
ben, Sehnsüchten, Vernunft, sozia-
len Beziehungen etc. Der Mensch 
braucht, um glücklich zu sein: Be-
ziehungen, persönliche Sinnerfül-
lung, persönliche Erfolge. Dies ist 
auch der heutige Stand der Wissen-
schaften.
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Unter kapitalistischen Arbeitsver-
hältnissen wird der Mensch in sei-
ner Arbeit auf ein eindimensiona-
les Wesen reduziert. Er wird sich 
damit zunehmend fremd. In den 
Worten von Marx: „Der Arbeiter 
fühlt sich daher erst außer der Ar-
beit bei sich und in der Arbeit au-
ßer sich. Zu Hause ist er, wenn er 
nicht arbeitet, und wenn er arbeitet, 
ist er nicht zu Hause“ Marx diffe-
renziert nun unterschiedliche Ent-
fremdungsprozesse: 

1.	Die Entfremdung von dem Produkt 
der Arbeit: Das Produkt der Arbeit 
ist Eigentum des Kapitaleigners. 
Der Arbeiter kann weder über die 
Verwendung noch über das „wie“ 
der Produktion entscheiden. Das 
Produkt seiner eigenen Arbeit wird 
ihm vielmehr als Ware angeboten. 
Und es ist durchaus möglich, dass 
der Arbeiter sich mit seinem von 
ihm hergestellten Produkt selber 
Schaden zufügt (z.B. durch die 
Produktion von Waffen, belaste-
ter Lebensmittel, Umweltzerstö-
rung,..) Die Verantwortung für die 
Verwendung des von ihm erstell-
ten Produkts trägt der Kapitaleig-
ner bzw. der Markt.

2.	Die Entfremdung von den Mit-
menschen: Durch die Dominanz 
der Kapitalakkumulation spielen 
soziale Aspekte bei der Produk-
tion keine oder nur eine unterge-
ordnete Rolle. Dies gilt innerhalb 
des Betriebes. Der Markt, der Kon-
kurrenzdruck und die Gewinnma-
ximierung dominieren das „Wie“ 
der Produktion. ( Die Folgen wur-
den oben beschrieben: Mobbing, 
Stress, Entsolidarisierung, etc.)

3.	Entfremdung von der Tätigkeit: 
Die Bedingungen der Arbeit wer-
den vom Markt diktiert. Selbstver-
wirklichung, Sinnfindung, Kreati-
vität spielt dabei keine Rolle, bzw. 

nur soweit sie den Kapitalinteres-
sen dienen.

4.	In der Summe wird der Mensch 
durch die Arbeit von seiner eige-
nen Gattung entfremdet: Da der 
Kapitalismus das Grundbedürfnis 
nach Selbstverwirklichung in der 
gemeinsam mit anderen verrichte-
ten Arbeit verhindert, versucht der 
Mensch sich das, was ihm verwehrt 
wird, außerhalb der Arbeit zu ho-
len. In einem von der Arbeit domi-
nierten Tagesablauf kann der oder 
die Erwerbstätige nach der Arbeit 
allerdings nicht einfach umschal-
ten und selbstverwirklicht leben. 
Die Arbeit frisst sich zunehmend 
in die Freizeit hinein. Die meis-
ten Menschen retten sich in dieser 
Situation in irgendwelche Ersatz-
handlungen: Der individuelle Kon-
sum, das materielle Denken wer-
den die Leitbilder kapitalorientier-
ter Gesellschaften. Ausführlich ist 
dieser Prozess bei Erich Fromm in 
„Haben und Sein“ nachzulesen. 
Der derart von seinem Gattungs-
wesen (von seinem Sein) entfrem-
dete Mensch gibt letztlich auch die 
moralische Verantwortung für die 

sozialen und ökologischen Folgen 
seines Tuns ab und zerstört damit 
sein eigenes Lebensumfeld. Er ar-
beitet sich zu Tode.

Aus dieser Perspektive betrachtet 
wird es geradezu eine Überlebens-
frage sein, ob es uns gelingt, uns 
von der an den Kapitalinteressen 
orientierten Interpretation der Ar-
beit trennen. Wir benötigen einen 
Arbeitsbegriff, der den Menschen in 
seiner ganzheitlichen Vielfältigkeit 
erfasst. Arbeit trägt dann zum Ge-
meinwohl bei, wenn sich die Men-
schen nach ihren Fähigkeiten und in-
dividuellen Bedürfnissen einbringen 
können. Viele dieser Arbeiten erfül-
len uns, viele mögen auch nur läs-
tig sein. Wir können die Aufteilung 
aber nicht nur dem Markt überlas-
sen, sondern müssen weitere Ver-
fahren entwickeln. Dies ist ein ge-
samtgesellschaftlich demokratisch 
zu führender Prozess. 

Ich werde in der nächsten Ausgabe 
des Rundbriefs das mögliche Poten-
tial eines ganzheitlichen Arbeitsbe-
griffs für eine am Gemeinwohl orien-
tierten Wirtschaftsweise aufzeigen. 

Norbert Bernholt

Forum Solidarische Ökonomie
Wolfgang Fabricius weist auf verschiedene Foren zum The-
ma hin:
National: Netzwerk Solidarische Ökonomie (gegründet als 

Forum Solidarische Ökonomie):  
www.solidarische-oekonomie.de

Europa: Réseau Intercontinental de promotion de l‘économie 
sociale solidaire (RIPESS): www.ripess.org
Manifest (deutsch):  

www.ripesseu.net/de/presentation/manifest.html

http://www.solidarische-oekonomie.de
http://www.ripess.org/
http://www.ripesseu.net/de/presentation/manifest.html
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Von der Sklavenarbeit  
über die kapitalistische Lohnarbeit  
zur freien menschlichen Aktivität

erster Atombomben, dass Kriege 
wegen der immer stärkeren Waffen 
bald keine Sieger mehr haben wür-
den, weil damit zunehmend die Le-
bensgrundlagen der ganzen Mensch-
heit angegriffen werden. Dass die 
Menschen mit der sozialen Revolu-
tion lernten, sich durch Zusammen-
schluss in der Masse gegen aktuelle, 
äußerlich sichtbare körperliche Ge-
walt von Ausbeutern und Unterdrü-
ckern zu wehren, hatte zwiespältige 
Folgen. Es entstand ein völlig neues 
Problem. Denn der entfesselte Wett-
kampf auf ökonomischem Gebiet ist 
nur vermeintlich friedlich und schafft 
nicht nur Reichtum, sondern gleich-
zeitig genau das Gegenteil, zumal er 
eben auch die Waffen immer wirk-
samer werden lässt. Er bewirkt neue 
soziale Ungerechtigkeit und ein um-
weltzerstörendes, grenzenloses An-
wachsen von Mengen völlig nutzlo-
ser Industrieprodukte, die eher Zer-
störung von Reichtum, Glück und 
Gesundheit bedeuten. 

Es gilt, ökologische Katastrophen 
zu verhindern, die die Existenz der 
ganzen Menschheit gefährden. Aber 
schon die Tatsache, dass zu diesem 
Zweck jegliche Art von gegenseiti-
ger Bekämpfung aus dem Leben der 
Menschen entfallen müsste, ist für 
die Mehrheit äußerst schwierig zu er-
kennen. Denn zu dem aus dem Tier-
reich überlieferten Teufelskreis der 
gegenseitigen Bekämpfung gehören 
gegenseitige Kränkungen, die weit-
gehend ins Unbewusste verdrängt 
werden. Die Verdrängung funktio-
niert durch unbewusste Angst vor 
dem Weiterdenken, die davor be-
wahrt, sich böse Erfahrungen mit 

anderen Menschen erneut zu ver-
gegenwärtigen und erneut darunter 
zu leiden. Dies ermöglicht zwar die 
Weiterentwicklung der Persönlich-
keit auf anderen Gebieten und die 
Entwicklung neuer Stärke zur Ver-
hinderung ähnlich böser Erfahrun-
gen in der Zukunft. Aber wenn un-
bewusste Angst vor dem Leiden an 
der Vergangenheit allzu lange deren 
geistige Verarbeitung hinauszögert, 
bedeutet das zunehmend gefährliche 
Störungen des Denkvermögens. Des-
halb kann sich die Menschheit heute 
nur durch eine psychische Revoluti-
on retten, die nun, wenige Jahrhun-
derte nach der sozialen Revolution, 
weltweit fällig ist. Die psychische 
Revolution kann durch gegenseiti-
ge Ermutigung der Menschen gelin-
gen: Durch Ermutigung zur Selbst-
befreiung von den neurotischen Stö-
rungen des Denkens über die eige-
nen Bedürfnisse und Gefühle. 

Bis jetzt bleiben die Menschen ver-
wickelt in den Teufelskreis von ge-
genseitigem Betrug, von Kränkung, 
emotionaler Unterdrückung und Auf-
hetzung zum Selbstbetrug. Sie sind 
machtlos zum Beispiel gegen Finanz-
tricks mit Zinsen und Derivaten, weil 
sie den Selbstbetrug derer nicht se-
hen, die sich damit auf Kosten der 
Allgemeinheit bereichern wollen, 
sich aber damit bestenfalls Illusio-
nen und die Ablenkung von Prob-
lemen erkaufen können, die heute 
alle Menschen gleichermaßen be-
drohen. Die bessere Lebensmög-
lichkeit für uns alle, die erschlos-
sen werden kann durch Erkenntnis 
der biologischen Funktionsweisen 
eines reichen und erfreulichen Le-

Jahrtausendelang lebte die Mensch-
heit im Agrarzeitalter mit seinen ex-
tremen sozialen Hierarchien und der 
Sklaverei. Dann wurde mit der bür-
gerlichen Revolution die Freiheit und 
Gleichberechtigung aller Menschen 
zur allgemeinen Norm erhoben. Die 
Herrschaft mit körperlicher Gewalt 
galt nicht weiter als legitim. Die bür-
gerliche Revolution war die sozia-
le Revolution der Menschheitsge-
schichte. Das war ein Aufstand der 
Mehrheit und der eigentlichen Leis-
tungsträger der Gesellschaft gegen 
die zahlenmäßig kleinen, militä-
risch hoch gerüsteten Eliten, die es 
bis dahin immer verstanden hatten, 
die Mehrheit einzuschüchtern und 
die Verfügungsgewalt über deren 
Arbeitsergebnisse für sich zu bean-
spruchen. Bis dahin sind die Waf-
fen praktisch Produktionsmittel ge-
wesen, mit denen die Welt und das 
menschliche Zusammenleben be-
herrscht werden konnten. 

In der bürgerlichen, kapitalistischen 
Industriegesellschaft benutzen freie 
Menschen Werkzeuge und Industrie-
anlagen selber direkt als Produkti-
onsmittel und schaffen Wohlstand 
unmittelbarer und gezielter. Der ent-
fesselte Erfindungsreichtum bringt 
immer mehr begehrenswerte Gegen-
stände und Dienstleistungen hervor. 

Aber als die bürgerliche Demokra-
tie und der Kapitalismus rund zwei-
hundert Jahre lang für wachsenden 
Wohlstand auf der Erde gesorgt hat-
ten, geriet um die Mitte des 20. Jahr-
hunderts die Menschheit an die öko-
logischen Grenzen aller ihrer bis da-
hin überhaupt jemals gewohnten Le-
bensweisen. 1945 zeigte der Einsatz 
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bens, bleibt praktisch allen verbor-
gen. Erkenntnis und Wissen wären 
heute längst die entscheidenden Pro-
duktionsmittel!

Die wichtigste Erkenntnis, die heute 
die soziale Ungerechtigkeit und Um-
weltzerstörung aus der Welt schaffen 
würde, wäre die Erkenntnis des ver-
haltensökologischen Gleichgewichts 
von produktiven und konsumtiven 
Bedürfnissen. Arbeit ist von Natur 
aus normalerweise die Befriedigung 
der produktiven Bedürfnisse. Die-
se Erkenntnis wäre die Lösung des 
schon von Karl Marx richtig erkann-
ten Problems einer gerechten Vertei-
lung aller erstrebenswerten Produk-
te menschlicher Leistung, die natur-
gemäß in Arbeitsteilung gemeinsam 
erwirtschaftet werden. 

Auch in Zukunft dürfte Geld für 
die Arbeit gutgeschrieben werden, 
da sie Wert hat und etwas gilt, und 
weil auch im Überfluss eine sinn-

lose Verschwendung und gedan-
kenlose Unordnung katastrophale 
Folgen hätte. Aber bei der doppel-
ten Freude, die dann durch Befrie-
digung sowohl der produktiven als 
auch der konsumtiven Bedürfnis-
se erlebt wird, dürfte ein gerechter 
Umgang mit dem Geld zum Vor-
teil aller Beteiligten kein Problem 
mehr sein. Dies wird vor allem da-
her kommen, dass das Interesse der 
Menschen an den unerschöpflichen 
Möglichkeiten zu sinnvoller produk-
tiver Aktivität, etwa als wissenschaft-
liche oder künstlerische Arbeit, grö-
ßer sein dürfte als die Lust am bloß 
passiven Konsumieren. Soziale Ge-
rechtigkeit kann von allen gewollt 
sein und genau deshalb überall Re-
alität werden. 

Die Arbeit kann Teil eines reichen 
und glücklichen Lebens im Einklang 
mit der Natur werden, durch Über-
windung der Angst vor dem Wei-

terdenken. Den Mut dazu würden 
die ersten Erlebnisse der Befreiung 
durch Erkenntnis der eigenen Inte-
ressen fördern, so dass Selbstver-
stärkungseffekte das globale Um-
denken bis zur Plötzlichkeit einer 
Art „Geistesblitz“ beschleunigen. 
Fachliteratur und andere wissen-
schaftliche Quellen meiner Gewiss-
heiten in dieser Frage teile ich auf 
Anfrage gern mit. 

Empfohlen sei ein gut lesbares Buch 
zur Einführung, von Hoimar von Dit-
furth, der von den verhaltensbiolo-
gischen Grundlagen unseres Lebens 
begeistert war: „Der Geist fiel nicht 
vom Himmel“. Und die Psychologin 
Ute Holzkamp-Osterkamp hat mit 
ihren „Grundlagen der psychologi-
schen Motivationsforschung“ diese 
Grundlagen der neuen Arbeitswelt 
jenseits des Kapitalismus bereits 
vor Jahrzehnten genau beschrieben.

Lutz von Grünhagen
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Menschenfischer
Krise und Zukunft der Arbeit – Lukas 5, 1-11

Die Berufung der ersten 
Jünger: Lukas 5,1-11

Als Jesus am Ufer des Sees Ge                         
tnnesaret stand, drängte sich das 
Volk um ihn und wollte das Wort 
Gottes hören. Da sah er zwei Boo-
te am Ufer liegen. Die Fischer wa-
ren ausgestiegen und wuschen ihre 
Netze. Jesus stieg in das Boot, das 
dem Simon gehörte, und bat ihn, ein 
Stück weit vom Land wegzufahren. 
Dann setzte er sich und lehrte das 
Volk vom Boot aus.
Als er seine Rede beendet hatte, 
sagte er zu Simon: Fahr hinaus 
auf den See! Dort werft eure Netze 
zum Fang aus! 
Simon antwortete ihm: Meister, wir 
haben die ganze Nacht gearbeitet 
und nichts gefangen. Doch wenn du 
es sagst, werde ich die Netze aus-
werfen. 
Das taten sie, und sie fingen eine so 
große Menge Fische, dass ihre Netze 
zu reißen drohten. Deshalb winkten 
sie ihren Gefährten im anderen Boot, 
sie sollten kommen und ihnen helfen. 
Sie kamen und gemeinsam füllten sie 
beide Boote bis zum Rand, sodass 
sie fast untergingen. Als Simon Pe-
trus das sah, fiel er Jesus zu Füßen 
und sagte: Herr, geh weg von mir; 
ich bin ein Sünder. Denn er und alle 
seine Begleiter waren erstaunt und 
erschrocken, weil sie so viele Fi-
sche gefangen hatten; ebenso ging 
es Jakobus und Johannes, den Söh-
nen des Zebedäus, die mit Simon zu-
sammenarbeiteten. Da sagte Jesus 
zu Simon: Fürchte dich nicht! Von 
jetzt an wirst du Menschen fangen. 
Und sie zogen die Boote an Land, 
ließen alles zurück und folgten ihm 
nach.

Die Geschichte spielt an einem fisch-
reichen Gewässer, am See Geneza-
reth, im Norden Israels, in Galiläa. 
Dort war Jesus aufgewachsen, mit 
seinen Geschwistern in dem kleinen 
Ort Nazareth. Bei seinem Vater hat-
te er – so kann man vermuten – das 
Handwerk eines Zimmermanns er-
lernt. In jener Zeit lebten solche ar-
men Leute fast immer als Wander-
arbeiter. Sie zogen von Ort zu Ort 
und schauten, wo gerade eine Bau-
stelle war. Da heuerten sie für ein 
paar Tage an.

Jesus aber hatte als junger Mann auch 
schon etwas anderes gelernt, näm-
lich die Thora, – die Schriften der 
Bibel. Und dann war er zu seinem 
Vetter, Johannes dem Täufer, an den 
Jordan gezogen, in den Süden. Dort 
hatte er eine Weile von dessen ein-
dringlicher Predigt gelernt. Als der 
Täufer verhaftet wurde, ging Jesus 

wieder nach Galiläa und begann, 
selber zu predigen.

In dieser Geschichte redete er von 
Simons Boot aus zu der Menge. Da-
nach hatten Simon und die anderen 
Fischer ihm ihr Leid geklagt, dass 
sie in der Nacht so gar nichts gefan-
gen hatten. Das hieß Verdienstaus-
fall. Wer buchstäblich von der Hand 
in den Mund lebt, für den kann das 
schon mal bedrohlich sein. 

Solche Situation kann Jesus gut 
nachvollziehen. Er weiß, wie das 
ist, wenn man als Wanderarbeiter 
nichts verdient und am nächsten Tag 
vielleicht auch nichts. Und so gibt 
er Simon den Rat, es doch noch ein-
mal zu versuchen – wenn auch am 
helllichten Tag. Das ist an sich kei-
ne Zeit zum Fischen. Aber Simon 
folgt dem Rat dennoch. Er hat ja mit 
Jesus gute Erfahrungen gemacht.

Giuseppe Niccolò Vicentino, um 1540: Der wunderbare Fischzug
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sen, der bekommt das Problem der 
Überproduktion. Wohin mit den vie-
len Fischen? Wohin mit den vielen 
Erzeugnissen? Denken Sie an die 
Fischfabrik-Schiffe auf den Welt-
meeren. Bei den Wahnsinns-Men-
gen kommt es irgendwann und un-
abwendbar zum Preisverfall. Das ist 
eines der Grundprobleme im Kapita-
lismus. Man produziert immer mehr 
und immer billiger, um die Konkur-
renz auszuschalten. Aber am Ende 
wird man es nicht mehr los. Wer 
soll und wer kann das ganze Zeug 
denn noch kaufen, wenn doch die-
jenigen, die die Produkte herstellen, 
wegen Lohndrückerei immer mehr 
verarmen?

Und die dritte Folge: Es kommt zum 
Raubbau an den Rohstoffen der Na-
tur. Die haltlose Raffgier und Aus-
beutung zerstören die Schätze uns-
rer Erde. Das untergräbt unsere Le-
bensgrundlagen. 

Von alle dem ist im Text nicht die 
Rede. Aber wir wollen ja verstehen: 
Warum sagt Petrus: „Ich bin ein sün-
diger Mann.“? 

Angesichts des Desasters, das an-
fangs wie ein Riesenerfolg aussah, 
wird ihm klar: Seine ganze Lebens-
einstellung ist verkehrt. Vor allem 
mit seiner Berufstätigkeit läuft et-
was völlig in die falsche Richtung. 

Warum hören wir den wiederholten 
Satz nach diesem Ereignis: „Sie alle 
hatte ein großer Schrecken erfasst.“?

Sie fürchteten sich. Ja, wovor denn? 
Der Text gibt die Antwort nicht ein-
fach heraus. Also müssen wir wie-
der selber versuchen, sie zu finden. 

Petrus lernt an diesem seltsamen 
Fischzug wahrscheinlich zu fra-
gen: Wozu nützt meine Arbeit? Wo-
hin führt sie? Das zu fragen, – sich 
selbst und andere – ist möglicher-

Nun wird die Sache spannend. Dem 
Fischer gehen eine Unmenge Fische 
ins Netz, – so viele, dass das Netz 
zerreißt. Simon ruft seine Berufskol-
legen zu Hilfe. Und die kommen na-
türlich mit ihrem Boot. Sie ziehen 
mit vereinten Kräften die schon rei-
ßenden Netze hoch und füllen die 
Boote über und über mit Fischen, so 
dass ihre Boote fast sanken.
Was passiert da? Und warum pas-
siert es? In der Geschichte wird das 
nicht erklärt. Wir sind auf unser ei-
genes Mitdenken verwiesen. Das ist 
die Erzählkunst dieser Texte.
Ich glaube, wir müssen jetzt genau 
aufpassen, was Simon macht. Der 
steht in seinem Boot auf und ruft Je-
sus zu: „Geh weg von hier. Ich bin 
ein sündiger Mann.“
Das ist ja nun sehr merkwürdig. Was 
ist denn da sündig an diesem Mann? 
Er hat doch alles richtig gemacht, ge-
nau das, was Jesus ihm gesagt hatte.
Meine Deutung geht von der Bemer-
kung in der Geschichte aus, wo es 
heißt: „Sie füllten die beiden Boo-
te, so dass sie sanken.“ 
Was machen sie da? Sie machen das, 
was man in solchen Fällen immer tut: 
Sie sammeln den Fang ein – bis zum 
Geht-nicht-mehr. Wenn man schon 
mal Glück hat, dann muss man es 
auch nutzen. – So sagen wir doch 
auch. Aber wozu führt das? 
Wenn man diese Einstellung hat: 
Alles mitnehmen, was geht, – dann 
zerstört man damit leicht den eige-
nen Betrieb, – zunächst einmal die 
Betriebsmittel. Hier sind es die Net-
ze und die Boote. Die Netze zerris-
sen und die Boote sanken. Das ist 
wirtschaftlich ein Fiasko. Gehen die 
Produktionsmittel kaputt, ist der La-
den schnell ruiniert. 
Eine zweite Folge kommt hinzu: 
Wer nicht aufhört, alles einzuheim-

weise wichtiger, als der Broterwerb, 
als die Güterproduktion. 

In unserm Text sagt Jesus: „Fürchte 
dich nicht!“ Furcht ist ein Grundton 
in unserm Leben, – auch im Arbeits-
leben. Werde ich meine Arbeit be-
halten? Wird sie mir genug einbrin-
gen? Werden meine Kinder und En-
kel sie noch haben? Wird die Erde 
unsere Gier aushalten, und wird die 
ungebremste Produktion so weiter-
gehen? Zu all diesen Befürchtun-
gen gibt Jesus uns den Rat: „Fürch-
te dich nicht!“ Lass dich nicht läh-
men von deinen Sorgen. 

Dahinter steckt der Satz aus der Bi-
bel: „ER sorgt für dich.“ (Ps. 40, 18; 
vgl. Mt. 6, 25). Die Erde ist reich ge-
nug ausgestattet, dass alle die Fülle 
haben können. Aber tue etwas, dass 
ihre Güter gerecht verteilt werden. 
Das ist deine Hauptarbeit. 

Eine letzte Frage gibt uns der Text 
auf. Sie ergibt sich aus dem Schluss-
satz der Geschichte, wo es heißt: 
„Sie verließen alles und folgten ihm 
nach.“ Hätten sie nicht weiter Fi-
scher bleiben können in ihrem schö-
nen Kapernaum? Warum Haus, Hof 
und Familie verlassen und als Ob-
dachlose herumziehen? Vergrößer-
ten sie damit nicht die Arbeitslosen-
zahlen und das Elend in ihrem Ort? 
Welchen Sinn hat so ein Verzicht auf 
alle Sicherung?

Mit dieser Frage will ich schließen 
und Ihnen die Antwort überlassen. 
Wie viel kann ich verlassen? Bessert 
ein persönlicher Verzicht irgendet-
was im Ganzen? 

Eines jedenfalls legt uns diese Ge-
schichte nahe: Tue selbst einen 
Schritt zur Änderung deines Verhal-
tens, im Geiste Jesu. Probier ihn we-
nigsten. Das ist Arbeit, schwere Ar-
beit – und das, was wir in Zukunft 
für unsere Gesellschaft brauchen.
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Aber ich gebe zu bedenken: Wie 
war denn Jesus dran? Der war ein 
Wanderarbeiter. Der hatte weniger 
als „Hartz IV“. Der hatte manch-
mal gar nichts zu essen und schon 
überhaupt kein regelmäßiges Ein-
kommen.
F: Das waren aber auch andere Zei-
ten. Wir leben in einem modernen 
Wohlfahrtsstaat, – jedenfalls in West-
europa. Da hat schon von der Ver-
fassung her jeder ein Anrecht dar-
auf, wenigstens ein Minimum für 
den Lebensunterhalt zu bekommen. 
A: Das schon – wenigsten im Prin-
zip. Und das ist gut so. Nur: Es geht 
doch nicht nur darum, mit seiner 
Hände Arbeit Geld zu verdienen. 
Die Frage ist doch auch: 

Was bewirke ich mit 
meiner Arbeit

 – außer, dass sie mir Geld einbringt? 
Was kommt gesellschaftlich dabei 
heraus? Langfristig. Unsere Tätig-
keit hat Folgen. Und für die sind wir 
auch verantwortlich.
F: Nun gut. Du sagst also: Der Brot-
erwerb sei nicht die Hauptsache. 
Es gäbe noch Wichtigeres. „Der 
Mensch lebt nicht vom Brot allein.“ 
Mag sein. Dass es solche Menschen 
geben muss, die alles kritisch hin-
terfragen, die über Perspektiven 
nachdenken und öffentlich darüber 
reden – in Ordnung. Für manchen 
mag das ein neuer Beruf sein. Petrus 
wird zu so etwas berufen. Stimmt. 
Aber steckt darin die „Zukunft der 
Arbeit“? Ist es das, was wir machen 
sollen? Das ist doch nur etwas für 
Wenige. Das Entscheidende ist doch 
die Produktion.
A: Noch ist es so. Noch gibt es nur 
hier und da Menschen, die diese Auf-

gabe übernehmen und sie auch kön-
nen. Manche leben sogar ganz gut 
davon. Aber die biblischen Schrif-
ten sind auch an dieser Stelle erfüllt 
von einer Vision – der Vision, dass 
einmal alle Menschen vom Geist 
Gottes erfüllt werden (vgl. Joel 3), 
dass sie alle den Durchblick bekom-
men, und die Folgen ihres Tuns er-
kennen. und danach verantwortlich 
handeln lernen.
F: Das heißt: Egal, welchen Beruf 
man erlernt hat, wir sollen uns da-
rin einüben, unser Tun immer wie-
der zu überprüfen, – es zu messen 
an den Weisungen Gottes, an dem 
Vorbild Jesu. 
Das ist eine ständige Aufgabe. Das 
ist vielleicht die anspruchsvollste 
Tätigkeit, die wir ausüben können. 
Liegt darin – die Zukunft der Arbeit?

Massenarbeitslosigkeit 
überwinden – Arbeit 
solidarisch verteilen!

A: Zum Schluss: Wir sind hier nicht 
auf tagespolitischen Fragen einge-
gangen. Also auf die Frage: Wie 
kann denn heute mit dem Problem 
umgegangen werden, dass es im-
mer weniger ausreichend bezahlte 
Arbeitsplätze gibt.
F: Auch auf die Gründe dafür sind 
wir nicht eingegangen, warum das 
so ist.
Aber wir wollen schon einmal sa-
gen: Es gibt gut überlegte Konzep-
te dafür, wie man in einem reichen 
Land, wie dem unseren, zu fairen 
Lösungen kommen kann, und die 
– wie wir finden – z. T. biblisches 
Gedankengut aufnehmen.
A: Wir meinen: Im Gottesdienst soll-
ten die Grundfragen des Lebens und 
des Glaubens zur Sprache kommen. 

F: Das Thema für diesen Gottesdienst 
heißt: Krise und Zukunft der Arbeit 
Worin besteht die Krise?
D: Der Text deutet eine davon an. 
Petrus – und die anderen Fischer – 
erfasst nach dem gewaltigen Fang 
ein tiefer Schrecken. Und dieser 
Schrecken bezieht sich auf das, was 
sie bisher getan haben. 
F: Du hast gemeint: Diese Männer 
begreifen (oder erahnen es wenigs-
tens), dass sie zu viel wollten. Sie 
rafften alles an sich, was sich ihnen 
bot. Und diese Gefahr – meinst du 
– stecke in jeder Erwerbstätigkeit?
A: Ja, vielleicht noch mehr. Wir er-
warten zu viel von der Arbeit, – bes-
ser: vom Broterwerb. Natürlich ist 
Erwerbstätigkeit nötig. Wir müs-
sen für unsere Lebensfristung arbei-
ten und – soweit wir können – sel-
ber dafür sorgen. Aber daran hängt 
nicht alles.

Unser Leben ist mehr 
als unsere Arbeit!

F: Da habe ich nun aber einen Ein-
wand. Wer gut verdient und einen 
sicheren Arbeitsplatz hat oder eine 
ausreichende Rente, der oder die 
kann vielleicht so reden. Solche Leu-
te können sich durchaus schon mal 
um „Höheres“ und Weitergehen-
des kümmern. Aber so etwas kann 
man doch nicht Leuten sagen, die 
von „Hartz IV“ leben müssen, und 
die oft nicht wissen, wie sie über die 
Runden kommen sollen.
A: Da hast Du recht. Es kommt im-
mer darauf an, wer etwas zu wem 
sagt und aus welcher Position he-
raus er das sagt. In mancher Aus-
kunft, wie ich sie gerade gegeben 
habe, kann viel Unwahrhaftigkeit 
stecken. 

Dialog – Worin besteht die Krise?
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Sind Arbeitsplätze sicher?
Ein Recht auf Arbeit als verbrieftes 
Menschenrecht nach Artikel 23 der 
Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte ist auch für Deutschland 
bindend. Es wird aber auch sofort be-
tont, dass das kein Recht auf einen 
Arbeitsplatz ist, sondern lediglich 
das Recht „bei freier Berufswahl und 
Sicherung der menschlichen Würde 
arbeiten zu können. Dies beinhal-
tet keinen individuellen Anspruch 
auf einen Arbeitsplatz, sondern das 
Recht auf einen Schutz vor unver-
schuldeter Arbeitslosigkeit.“  (Wi-
kipedia – Recht auf Arbeit).

Was nutzt also ein Recht auf Ar-
beit, wenn das Wesentliche dabei, 
der Arbeitsplatz, entweder zu we-
nig vorhanden ist, abgeschafft oder 
gar nicht erst angelegt wird? Und 
vor allem, wenn aus einem Arbeits-
platz nicht genügend Einkommen 
fließt, um monatlich über die Run-
den zu kommen?

Wir haben überall auf dieser Erde 
warenproduzierende Gesellschaften. 
Das heißt, es gibt Arbeitgeber, die 
ihr Kapital in Form von Geld, Ma-
terial, Grundstücken, Maschinen, 
Technik, Software aber auch in Form 
von Arbeitskräften einsetzen, Waren 
zum Verkauf an den Markt bringen 
und aus den realisierten Preisen ihr 
Einkommen und das der Angestell-
ten sowie die Kosten der Produktion 
und Finanzierung bestreiten.

Also hängt ein Arbeitsplatz grund-
sätzlich davon ab, inwieweit der Un-
ternehmer das Einkommen, die Kos-
ten seiner Wirtschaftstätigkeit und 
gegebenenfalls die Bank bezahlen 
kann. Alles hängt von der Effizienz 
des Kapitals ab. Marktwirtschaft 
kann aus ihrer eigenen Logik her-
aus keine Arbeit garantieren. Men-

schen brauchen aber Einkommen, 
da sowohl der Unternehmer Um-
satz aus Konsum braucht, wie auch 
der Mensch seinen Lebensunterhalt 
bestreiten muss. 

Wenn Arbeitsplätze ständig den 
Konjunkturwirren  ausgesetzt sind, 
ist ihre Bereitstellung eine unkal-
kulierbare Zufallsgröße in der ka-
pitalbasierten Marktwirtschaft. Das 
kleine und mittlere Gewerbe, selbst 
die Großunternehmen sind antei-
lig hoch verschuldet, zahlen immer 
öfter nur prekäre Einkommen, las-
sen die Einkommen vom Jobcenter 
aufstocken, hängen von unsicherer 
Auftragslage in der Region oder aus 
dem Ausland ab. Aber die Aufga-
ben, die hier geleistet werden, sind 
allgemein nachgefragt und könn-
ten noch viel mehr  Leute gebrau-
chen. Nur bezahlen kann oder will 
man ihre Leistung nur widerwillig. 
Das muss noch nicht mal Absicht 
sein. Wenn das ökonomische Um-
feld nur bestimmte Umsätze hergibt, 
die Fähigkeit zur Konsumtion lei-
det und so „boomende Landschaf-
ten“ ausschließt, spätestens dann be-
schleicht den Menschen die Frage, 
ob es nicht auch anders geht, als mit 
dieser „alternativlosen“ Marktwirt-
schaft. Natürlich geht es, wenn es 
uns erstmal dreckig genug geht mit 
der finanzkapitalistischen Sozialen 
Marktwirtschaft. Es wird zwingend 
ein globales Umdenken sein, denn 
wir sind schon viel zu stark vernetzt 
und weltweit leiden die Menschen 
unter den gleichen kapitalbasierten 
Verteilungsstrukturen.

Wie kann man es anstellen, dass Ar-
beit, deren Ergebnisse als gesell-
schaftlich nützlich nachgefragt wer-
den, nicht zu prekärem Einkommen 

Also: Was ist wichtig an 
der Arbeit? Was gefährdet 
sie? Welche Bedeutung 
hat die Erwerbsarbeit, 
und wie gehen wir damit 
um, wenn sie knapp wird?
F: Aber mit den politi-
schen Tagesfragen müs-
sen wir uns als Christen 
ebenfalls intensiv ausei-
nandersetzen. Auch mit 
anderen zusammen, die 
keine Christen sind. Wir 
müssen an Lösungen mit-
arbeiten. 
Unser Leben soll also – 
was die Arbeit betrifft 
– ein Gesamtkunstwerk 
werden.
Dietrich Schirmer, Juni 

2006
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führt, egal, welchen Umsatz die Firma 
gerade macht? 
Das geht nur, wenn die Einkommensbil-
dung nicht länger von der Kapitalverwer-
tung am Markt abhängt. Einkommen muss 
fließen wegen geleisteter Arbeit und nicht 
erst aus ihr. Deshalb sind zwar Produk-
tion und Dienstleistung tagtäglich zu er-
bringen, aber nicht unter Effizienzkrite-
rien des Kapitals. Einkommen wird nicht 
aus dem Firmenergebnis geschöpft, son-
dern als Kontokorrentkonto mit einer le-
gitimierten Bank bereitgestellt. Diese 
bucht das vereinbarte Gehalt am Monats-
ende auf, weil der Arbeitsplatz ausgefüllt 
war. Selbst wenn in den Läden oder Fir-
men zeitweilig Absatzflaute herrscht, das 
Personal nicht voll ausgelastet ist, so geht 
doch das Angebot an Lebensmitteln, das 
Bedürfnis nach Wohnen und damit der 
Inanspruchnahme der lebensnotwendi-
gen Infrastruktur nicht zurück. 
Aus dem Angebot heraus besteht über-
haupt kein Grund für Lohneinbußen, Teil-
zeitarbeit, Aufstockungen und Lohnersatz-
leistungen der Jobcenter. Es gibt drama-
tisch viel Arbeitslosigkeit gerade unter 
jungen Menschen, Renten sind nicht mehr 
sicher, die Sozialsysteme ausgelaugt und 
die Staaten exorbitant verschuldet. Das ist 
eine globale Erscheinung und muss end-
lich aufhören. Der Ausstieg aus der kapi-
talbasierten Marktwirtschaft ist zwingend, 
denn erst dann, wenn Kapital sich nicht 
mehr verwerten muss, wenn Einkommen 
wegen Arbeit entsteht und nicht aus ihr, 
wenn die Deckung des realwirtschaftli-
chen Bedarfs der Menschen im Mittel-
punkt des Wirtschaftens steht, dann ha-
ben wir gemeinwohlorientierte, kapital-
freie Verteilungsverhältnisse. 
Ich habe ein solches Gesellschaftsmodell 
„Soziale Bedarfswirtschaft“ genannt. Bei 
Neugierde oder Interesse bin ich immer 
unter meiner E-Mail doktorinsel@aol.
com erreichbar und rege hiermit gern zu 
einem Gedankenaustausch an.

Gerhard Burow

macht, dass unser ganzes Wirt-
schaftssystem auf Schulden 
aufgebaut ist und ohne Schul-
den es keine Ersparnisse  gäbe 
wie auch umgekehrt. Er unter-
schlägt aber die Tatsache, dass 
im heutigen Marktsystem alles 
Geld per Kredit oder Schuld von 
Geschäftsbanken zu 80 % aus 
dem Nichts in Umlauf kommt, 
weil unser heutiges Reserve-
geld nur 20 % der umlaufenden 
Geldmenge durch die Zentral-
banken beträgt. Solange Geld-
schöpfung der Geschäfts-Ban-
ken (eigentlich nur Gelverspre-
chen, kein Geld im Vollsinn) 
und Kreditvergabe aneinan-
der gekoppelt sind, wird sich 
das von Flassbeck aufgezeigte 
Problem nicht ändern und die 
Schulden für Staat und Kre-
ditnehmer immer größer wer-
den. Zugleich aber weist dieses 
Problem darauf hin, dass wir 
unbedingt einen Paradigmen-
wechsel unseres Wirtschafts- 
und Geldsystems benötigen. 
Eine Lösung wäre z. B. das 
Modell „Vollgeld“ wie es die 
Professoren Joseph Huber und 
James Robertson vorschlagen. 
Es besagt, dass alles Giralgeld 
(also bisheriges Geldverspre-
chen der Privatbanken) durch 
staatliches Vollgeld der Zent-
ralbanken ersetzt werden muss 
und Geschäftsbanken nur noch 
Kredite als Vermittler zwischen 
Zentralbank und Kreditnehmer 
geben dürfen. Diese Vollgeld-
Reform schafft die Möglichkeit, 
Gesellschaft und Umwelt vom 
Zwang der Kapitalakkumulati-
on sowie Markt und Staat vom 

Diktat der  Finanzbranche zu be-
freien. Im Unterschied zum jet-
zigen verzinslichen Schulden-
geld induziert eine Vollgeldord-
nung keinen Wachstumszwang. 
Indem die umlaufende Geld-
menge vollständig entschuldet 
und die Geldbasis zinsfrei wird, 
entfällt im Prinzip der Zwang, 
aus  Geld mehr Geld zu ma-
chen. Die Möglichkeit schaffen, 
heißt allerdings noch nicht, die 
Wirklichkeit zu ändern. Damit 
das geschieht, sind demokrati-
scher Wille und emanzipatori-
sches Engagement unabdingbar, 
denn Geldordnung ist eine Fra-
ge von Verfassungsrang. Hier 
hätten die Kirchen eine wich-
tige Aufklärungsaufgabe für 
mehr Gerechtigkeit. Die Gel-
dreformer sprechen hier sogar 
von einer Monetative, also ei-
ner unabhängigen Zentralbank, 
um die Weiterführung der Ge-
waltenteilung um eine vier-
te unabhängige Gewalt, näm-
lich die monetäre Souveränität, 
zum Ausdruck zu bringen. Ge-
sellschaftliche Gruppierungen 
arbeiten schon heute an dieser 
Umsetzung (z.B. Christen für 
gerechte Wirtschaftsordnung 
CGW e. V. , Akademie Solida-
rische Ökonomie, Monetative 
e. V., International Movement 
for Monetary Reform).

Dr. Christoph Körner, Er-
lau, Vorstandsmitglied von 

„Christen für Gerechte Wirt-
schaftsordnung“ und Mit-

glied der Akademie Solidari-
sche Ökonomie

Leserbrief zum Artikel „Wir brauchen Schulden...“ 
von Heiner Flassbeck in „zeitzeichen“ 1/2014

Es ist Heiner Flassbeck zu danken, dass er darauf aufmerksam 

Leserbriefe

mailto:doktorinsel%40aol.com?subject=
mailto:doktorinsel%40aol.com?subject=
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Postwachstum: Die große Geschlechterblindheit
trächtigungen ihrer Kinder umgehen 
oder in ländlich-agrarischen Regio-
nen die Folgen der Wasserverknap-
pung durch weitere Wege kompen-
sieren. Die feministische Umwelt-
forschung hat dafür den Begriff der 
„Feminisierung der Umweltverant-
wortung“ geprägt.[4]

Die feministische Ökonomiekritik 
kommt zu folgenden Befunden: Ers-
tens sind Verantwortungsübernahme 
und Fürsorgearbeit zentrale Bestand-
teile der Ökonomie, auch wenn für 
diese Tätigkeiten im Rahmen pri-
vat gehaltener Haushalts- und Fa-
milienstrukturen kein Geld fließt. 
Zweitens: Solange gesellschaftli-
che Partizipation eng mit Erwerb 
und Einkommen zusammenhängt, 
ist Geschlechtergerechtigkeit an die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frau-
en und Männern am Arbeitsmarkt 
geknüpft. Drittens: Weil Erwerbs-
chancen durch die Übernahme von 
Versorgungsarbeit eingeschränkt 
werden, muss unbezahlte Care-Ar-
beit zwischen Männern und Frauen 
gleich verteilt werden. Eine Verlage-
rung der Reproduktionsarbeit in die 
Global Care Chain, also die Ausla-
gerung von Hausarbeit an migranti-
sche Haushaltsarbeiterinnen, ist kri-
tisch zu sehen, da damit die Hierar-
chie zwischen Frauen unterschied-
licher ethnischer und sozialer Her-
kunft verstärkt wird.

Betrachtet man die drei Konzep-
te Grüne Ökonomie, Postwachs-
tum und Solidarische Ökonomie 
vor dem Hintergrund der feministi-
schen Ökonomiekritik, wird schnell 
klar, dass keiner der Ansätze die Ge-
schlechterordnung explizit thema-
tisiert. Weder identifizieren sie die 
Geschlechterhierarchie als in die ka-

schaftlichen Umwelt- und Naturver-
hältnisse.[2] Beides, die Ausbeutung 
der Natur wie auch der den Frauen 
zugeschriebenen Sorgearbeit, sind 
Grundlagen des Wachstums in der 
kapitalistischen Ökonomie.

Dreh- und Angelpunkt der feminis-
tischen Kritik ist die gesellschaftli-
che Aneignung und Ausbeutung der 
Arbeitskraft von Frauen, als hande-
le es sich dabei um eine unendlich 
und quasi unentgeltlich zur Verfü-
gung stehende Naturressource. Die 
feministische Umweltforschung the-
matisiert, inwiefern die ökologische 
Krise mit der Geschlechterordnung 
verknüpft ist und die Krise der sozi-
alen Reproduktion sogar noch ver-
schärft. Als Krise der sozialen Re-
produktion bezeichnen verschiede-
ne Autorinnen die Unterversorgung 
von Menschen mit Zuwendung und 
Fürsorge, die zeitintensiv und den 
Rationalisierungsbestrebungen der 
kapitalistischen Produktionswei-
se nicht zugänglich sind – und dies 
aufgrund der Inhalte der reproduk-
tiven Arbeit auch nicht sein soll-
ten.[3] Es geht dabei um die Über-
lastung und Überforderung derjeni-
gen Menschen, die die Verantwor-
tung für die soziale Reproduktion 
tragen – unter den gegebenen Ver-
hältnissen der geschlechtshierarchi-
schen Arbeitsteilung sind dies in der 
ganz großen Mehrheit Frauen. Frau-
en tragen nicht nur die Verantwor-
tung für die Versorgung von Men-
schen, die nicht selbst für sich sor-
gen können, sondern auf sie werden 
auch die aus der ökologischen Kri-
se entstehenden Folgekosten abge-
wälzt: Frauen müssen wie beispiels-
weise nach dem GAU in Fukushi-
ma mit den gesundheitlichen Beein-

So unterschiedlich die Entwürfe al-
ternativer Wirtschaftsformen – von 
Grüner Ökonomie über Postwachs-
tum bis hin zur Solidarischen Öko-
nomie – auch sind, so eint sie doch 
ihr Schweigen zur Frage der Ge-
schlechtergerechtigkeit, kritisiert 
die Politikwissenschaftlerin Chris-
tine Bauhardt.
Dass sich der Kapitalismus – jeden-
falls in seiner neoliberalen Formati-
on – in einer Krise befindet, ist in-
zwischen fast ein Allgemeinplatz. 
Doch allmählich wird die Krisen-
diagnose erweitert durch Entwürfe 
alternativer Wirtschaftsformen. Die-
se werden im europäischen Kontext 
unter den Begriffen Grüne Ökono-
mie, Postwachstum und Solidari-
sche Ökonomie diskutiert.
Über das „Wie“ dieser unterschied-
lichen Wege besteht jedoch keines-
wegs Einigkeit, wie auch die Debat-
te in den „Blättern“ zeigt.[1] Ge-
meinsam ist diesen Ansätzen nur, 
dass sie von der Endlichkeit der na-
türlichen Ressourcen ausgehen und 
Alternativen zur Überausbeutung 
menschlicher Arbeitskraft suchen, 
die zu mehr individueller Lebens-
zufriedenheit und sozialer Gerech-
tigkeit führen.
Und es gibt noch einen weiteren As-
pekt, den diese Ansätze gemeinsam 
haben: Sie schweigen sich allesamt 
aus zur Frage der Gerechtigkeit zwi-
schen den Geschlechtern wie auch 
zur feministischen Debatte über die 
Organisation von Ökonomie und 
Gesellschaft.
Ausgangspunkt einer feministischen 
Analyse der industriekapitalistischen 
Produktionsweise ist die Verschrän-
kung der Krise der sozialen Repro-
duktion mit der Krise der gesell-
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pitalistische Produktionsweise not-
wendig eingelassene ökonomische 
Struktur, noch gilt Geschlechterge-
rechtigkeit als Zielvorstellung eines 
Umbaus der Wachstumsökonomie. 
Dennoch sind Unterschiede im De-
tail festzustellen, die entweder impli-
zit oder explizit auf die Geschlech-
terfrage rekurrieren.

»Green New Deal 
– Wachstum durch 

Ressourceneffizienz«
Das Konzept des Green New Deal 
setzt an den realen Gegebenheiten 
des Industriekapitalismus an. Die 
grundsätzliche Funktionsweise ka-
pitalistischer Produktion und Re-
produktion wird dabei nicht infra-
ge gestellt. Das Konzept fordert die 
Finanzierung nachhaltiger und res-
sourcenschonender wirtschaftlicher 
Entwicklung, dabei konzentriert es 
sich allerdings ausschließlich auf 
die Förderung traditionell männer-
dominierter Arbeitsplätze der Ener-
giewirtschaft und der Bauindustrie – 
implizit ist es also durchaus gegen-
dert, ohne dies jedoch zu reflektieren.

Die Care-Ökonomie als relevan-
ter ökonomischer Sektor kommt in 
diesem Ansatz überhaupt nicht vor, 
weder in ihrer Relevanz für gesell-
schaftliche Wohlfahrt noch in ihrer 
Bedeutung für die Geschlechter-
ordnung. Unbezahlte Frauenarbeit 
in der sozialen Reproduktion wird 
damit stillschweigend als unendlich 
verfügbar vorausgesetzt. Auch hier 
zeigt sich eine folgenreiche impli-
zite Geschlechterblindheit. Es ist 
daher davon auszugehen, dass sich 
unter den gegebenen Bedingungen 
eines geschlechtlich nach Branchen 
und innerbetrieblichen Hierarchien 
segregierten Arbeitsmarktes die Ge-
schlechterhierarchie auch mit einem 
Green New Deal verfestigt.

Zudem reduziert dieser Ansatz Nach-
haltigkeit weitgehend auf Ökologie 
und natürliche Ressourcen, soziale 
und Verteilungsfragen werden vage 
als „Erneuerung des sozialen Aus-
gleichs zwischen Arm und Reich“ 
angesprochen. Die Verknüpfung von 
gesellschaftlichen Naturverhältnis-
sen mit den Geschlechterverhältnis-
sen blendet dieser Ansatz völlig aus.

Dabei wäre das Konzept des Green 
New Deal durchaus anschlussfähig 
für feministische Interventionen. 
Ein gleichstellungspolitischer Zu-
gang könnte etwa fordern, die im-
pliziten bzw. nicht thematisierten 
Genderprämissen des Ansatzes kri-
tisch zu reflektieren. Die vollständi-
ge Ausblendung der Care-Ökonomie 
ist dabei wahrscheinlich die größ-
te Herausforderung. Zudem müss-
te die Partizipation von Frauen am 
Arbeitsmarkt systematisch mitge-
dacht werden – und damit ihre In-
tegration in technische Berufe im 
Energie-, Verkehrs- und Bausektor.

»Postwachstum: Glück 
statt Wachstum«

Anders als die Grüne Ökonomie 
stellt die Idee einer Postwachstums-
gesellschaft grundsätzlicher die Fra-
ge nach der Veränderung von Pro-
duktions- und Konsummustern, al-
lerdings ebenfalls ohne marktwirt-
schaftliche Prinzipien infrage zu 
stellen. Eine systematische Integ-
ration feministisch-ökonomischer 
Ansätze findet auch in diesem An-
satz nicht statt. Zwar verweisen ein-
zelne Autorinnen auf einen umfas-
senden Arbeitsbegriff, der auch un-
bezahlte Reproduktionsarbeit ein-
schließt.[5] Was dies in der Kon-
sequenz für eine Postwachstums-
gesellschaft bedeutet, wird jedoch 
nicht weiter ausgeführt.

Bei genauerem Hinsehen zeigt sich 
jedoch, dass die Geschlechterord-
nung im Modell der Postwachstums-
gesellschaft implizit durchaus eine 
zentrale Stellung einnimmt, denn der 
Ansatz nimmt zentrale Bereiche der 
Care-Ökonomie in den Blick. Die 
wichtigsten Branchen des Arbeits-
marktes verortet er im öffentlichen 
Dienstleistungssektor: in der Alters-
versorgung, in der Gesundheitsvor-
sorge und im Bildungsbereich. Die 
soziale Reproduktion im Bereich 
der bezahlten wie auch der unbe-
zahlten Care-Arbeit ist für den An-
satz der Postwachstumsgesellschaft 
also zentral. Damit kommen schwer-
punktmäßig Frauenarbeitsplätze in 
der bezahlten sozialen Reproduktion 
in den Blick. Gesundheitsvorsorge, 
die Professionalisierung von Pfle-
ge und Betreuung alter und kranker 
Menschen, Bildung und Erziehung 
– all dies kann hochwertige und an-
spruchsvolle Arbeitsplätze für Frau-
en (und Männer) schaffen, sofern die 
Aufmerksamkeit sich darauf richtet, 
inwiefern und warum diese Tätig-
keitsfelder vergeschlechtlicht sind. 
Unter günstigen Bedingungen kann 
dies zu einer Aufwertung von Frau-
enarbeit führen, denn so könnte sich 
ein Bewusstsein für die gesellschaft-
liche und ökonomische Bedeutung 
von Verantwortungs- und Fürsor-
gearbeit entwickeln. Doch die mit 
der symbolischen Ordnung verbun-
denen geschlechtlichen Zuweisun-
gen reflektiert auch der Postwachs-
tumsansatz nicht.

Die in der Postwachstumsdebat-
te zentrale Kritik am Konsum als 
Wachstumsmotor vernachlässigt 
zudem die Tatsache, dass Konsu-
mentscheidungen, aber auch Kon-
sumzwänge vergeschlechtlicht sind. 
Konsumentscheidungen werden 
nicht von geschlechtslosen priva-
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ten Haushalten, sondern ganz über-
wiegend von Frauen getroffen. Die-
se impliziten genderrelevanten Vor-
aussetzungen gilt es zu thematisie-
ren, um negative Effekte einer Post-
wachstumsgesellschaft auf die Ge-
schlechterordnung, aber auch posi-
tive Entwicklungsmöglichkeiten im 
Hinblick auf mehr Geschlechterge-
rechtigkeit zu erarbeiten.

Geschlechtergerechtigkeit ist auch 
in einer Postwachstumsgesellschaft 
nur durch die Gleichverteilung von 
Erwerbs- und Versorgungsarbeit zu 
erreichen. Der feministische Zugang, 
der diese Forderungen sehr weitge-
hend vertritt, ist der des „Vorsorgen-
den Wirtschaftens“[6] sowie das da-
mit in engem Zusammenhang ste-
hende Konzept der (Re)produktivi-
tät.[7] Unter (Re)produktivität ver-
stehen Adelheid Biesecker und Sa-
bine Hofmeister „ein qualitatives, an 
sozial-ökologischen Kriterien aus-
gerichtetes Produktivitätskonzept. 
Damit dehnt sich das Ökonomische 
aus – es umfasst jetzt eben auch die 
Versorgungsökonomie (Care) und 
die ökologischen Produktionsräu-
me.“[8] Die Vision einer Postwachs-
tumsgesellschaft müsste also die 
Erwerbs- und die Care-Ökonomie 
gleichwertig und gleichberechtigt 
berücksichtigen.

In der Weise, wie sich die Debatte 
derzeit noch darstellt, kann dies aber 
auch gegenteilige Effekte zeitigen: 
Viele der vorgeschlagenen Lösungs-
ansätze implizieren eine tiefgreifen-
de Veränderung geschlechtlicher Ar-
beitsteilung und vergeschlechtlichter 
Arbeitsprozesse, ohne dass dies auf 
die konkreten Gender-Gehalte hin 
überprüft würde. So ist sehr wahr-
scheinlich, dass die von den Verfech-
tern der Postwachstumsgesellschaft 
aufgestellte Forderung nach mehr 
Eigenverantwortung für Alter, Ge-

sundheit und Bildung zu vermehr-
ter unbezahlter Frauenarbeit in der 
sogenannten privaten Sphäre führt. 
Dies bleibt bisher ähnlich unreflek-
tiert wie die zentrale Forderung nach 
verändertem Konsumverhalten.

»Solidarische Ökonomie – 
Utopie im Hier und Jetzt«

In den meist praxisorientierten Dar-
stellungen zur Solidarischen Ökono-
mie, in der die Befriedigung mensch-
licher Bedürfnisse – und nicht der 
Gewinn – im Mittelpunkt steht, wer-
den zwar auch Frauenprojekte als be-
sondere Form von alternativen Pro-
jekten berücksichtigt, es fehlt aber 
auch hier der Bezug zur feministisch-
ökonomischen Debatte. Allerdings 
ist der zugrunde liegende Arbeitsbe-
griff, nämlich „lebendige menschli-
che Arbeit“[9], ein durchaus femi-
nistischer (auch wenn er im zitierten 
Text eher als Referenz auf Marx zu 
lesen ist). Dennoch ist die Care-Öko-
nomie kein eigenständiges Thema, 
weder im Hinblick auf ihre Bedeu-
tung für den dem Ansatz zugrunde 
liegenden Gedanken der Solidarität 
im Wirtschaftsprozess noch hinsicht-
lich ihrer Genderrelevanz. Hierzu 
müsste kritisch untersucht werden, 
inwiefern die vom Ansatz geforder-
te Ausrichtung am Lebensnotwendi-
gen und am Nutzen für die Beteilig-
ten vergeschlechtlichte Arbeits- und 
Konsumweisen transformiert oder 
aber auf Dauer stellt. Ein Arbeits-
begriff – auch wenn er umfassend 
angelegt und nicht auf Erwerbsar-
beit beschränkt ist –, der nicht auch 
gleichzeitig seine geschlechtlichen 
Implikationen reflektiert, reicht für 
eine andere als am kapitalistischen 
Gewinnstreben orientierte Konzepti-
on von Wirtschaften nicht aus. Denn 
die Idee einer solidarischen Ökono-
mie lebt von der starken Motivation 

der Beteiligten, sich dauerhaft mit 
ihrer ganzen Person in den Prozess 
von Arbeiten und Leben einzubrin-
gen. Es muss hier genau darauf ge-
achtet werden, dass die existenziellen 
Abhängigkeiten und Verantwortlich-
keiten, die dadurch kurz- und lang-
fristig entstehen, sich gleicherma-
ßen auf die Geschlechter verteilen.

Hinsichtlich der umfassenden De-
mokratisierung der Wirtschaft geht 
es nicht nur darum, die Entschei-
dungsprozesse innerhalb der betrieb-
lichen Hierarchie zu hinterfragen, 
sondern ebenso die Machtverteilung 
entlang der Geschlechterlinie: Denn 
auch selbstverwaltete Betriebe sind 
nicht automatisch ein Hort der Ge-
schlechtergleichheit. Weil die Solda-
rische Ökonomie die Fürsorgearbeit 
nicht von der Erwerbsarbeit getrennt 
verhandelt, sondern Arbeit in einem 
umfassenden Sinne begreift, thema-
tisiert sie auch die prinzipielle Zu-
ständigkeit von Frauen für Versor-
gung und Fürsorge hier nicht expli-
zit. Entsprechend wird auch die Ver-
teilung unbezahlter Hausarbeit nicht 
reflektiert. Damit bleibt auch die eth-
nisierte Unterschichtung des Care-
Sektors, zum Beispiel die Auslage-
rung von Haus- und Putzarbeit an 
migrantische Haushaltsarbeiterinnen 
in Wohngemeinschaften und Alter-
nativbetrieben, unsichtbar.

Die Solidarische Ökonomie wendet 
sich sehr weitgehend von tradierten 
ökonomischen Mustern ab. Sie pos-
tuliert einen „Systemwandel“ und 
den Abschied von der „Sackgasse 
Kapitalismus“.[10] Im Vergleich zu 
den Ansätzen des Green New Deal 
und der Postwachstumsgesellschaft 
ist die Kritik an der kapitalistischen 
Produktions- und Reproduktions-
weise im Ansatz der Solidarischen 
Ökonomie am schärfsten ausgeprägt. 
Auch die Frage nach dem Eigentum 
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wird hier thematisiert, insofern der 
Ansatz etwa fordert, „Privateigen-
tum an Kapital nicht mehr zur leis-
tungslosen Abschöpfung Anderer 
und zur Mehrung eigenen Eigen-
tums“ zu nutzen.[11]

Feministisch-ökonomische Überle-
gungen, die sich mit dieser Diskus-
sion verknüpfen lassen, sind vor al-
lem im Subsistenzansatz zu finden.
[12] Diese Debatte, die Kapitalis-
muskritik mit einer pointierten Pa-
triarchatskritik verbindet, bietet An-
schlussstellen für eine erneute femi-
nistische Untersuchung von ökono-
mischer Ausbeutung und herrschaft-
licher Aneignung der ReProduktivi-
tät[13] von Natur und Frauen(arbeit). 
Der im Kontext des Ökofeminismus 
entwickelte Diskurs um Subsistenz 
wäre dabei zu erweitern um eine Kri-
tik der als quasi-natürlich gesetzten 
zweigeschlechtlichen Reprodukti-
onsweise und den damit verbunde-
nen normativen Vorstellungen von 
gesellschaftlich-geschlechtlicher Ar-
beitsteilung.

Aktuelle Debatten um Queer Eco-
logies bieten einen Zugang an, der 
es erlaubt, strukturanalytische und 
poststrukturalistisch informierte 
Überlegungen zu einer radikalen 
feministischen Kritik der kapitalis-
tischen Wachstumsökonomie wei-
terzuentwickeln.[14] Queer Ecolo-
gies dekonstruieren die Natürlich-
keit heterosexueller ReProduktivi-
tät und die damit implizit verbun-
dene gesellschaftliche Verknüpfung 
des Frauenkörpers mit der norma-
tiven Zuständigkeit von Frauen für 
die soziale Reproduktion sowie die 
ideologische Überhöhung der Mut-
terschaft.

Die nächsten Schritte liegen auf der 
Hand: Worauf es jetzt ankommt, ist 
die Verknüpfung dieser theoreti-
schen Debatte mit praktischer Ka-

pitalismuskritik – eine spannende 
Herausforderung über die diszipli-
nären Grenzen von Ökonomie, Ge-
schlechterforschung und Umwelt- 
und Nachhaltigkeitswissenschaf-
ten hinweg. 

Christine Bauhardt, 
aus: »Blätter« 11/2013, Seite 31-36

* Eine ausführliche Fassung dieses 
Beitrags ist unter dem Titel „Wege 
aus der Krise? Green New Deal – 
Postwachstumsgesellschaft – Soli-
darische Ökonomie: Alternativen 
zur Wachstumsökonomie aus femi-
nistischer Sicht“ in „Gender. Zeit-
schrift für Gesellschaft, Kultur und 
Gesellschaft“, 2/2013, S. 9-26, er-
schienen.

[1] Vgl. „Blätter“, 4/2013, 6/2013, 
8/2013.

[2] Vgl. etwa Rosi Braidotti, Ewa 
Charkiewicz, Sabine Häusler und 
Saskia Wieringa, Women, the En-
vironment and Sustainable Deve-
lopment. Towards a Theoretical 
Synthesis, London 1994. 

[3] Vgl. etwa Regina Becker-
Schmidt, „Verwahrloste Fürsor-
ge“ – ein Krisenherd gesellschaft-
licher Reproduktion, in: „Gender. 
Zeitschrift für Geschlecht, Kultur 
und Gesellschaft“, 3/2011 

sowie Gabriele Winker, Sozia-
le Reproduktion in der Krise – 
Care Revolution als Perspekti-
ve, in: „Das Argument“, 3/2011, 
S. 333-344. 

[4] Vgl. Christa Wichterich, Die 
Erde bemuttern. Frauen und Öko-
logie nach dem Erdgipfel in Rio. 
Berichte, Analysen, Dokumen-
te, Köln 1992; Irmgard Schultz 
(Hg.), GlobalHaushalt. Globali-
sierung von Stoffströmen – Fe-
minisierung von Verantwortung, 
Frankfurt a. M. 1993. 

[5] Vgl. etwa Claudia von Braun-
mühl, Demokratie, gleichberech-
tigte Bürgerschaft und Partizipa-
tion, in: Irmi Seidl und Angelika 
Zahrnt (Hg.), Postwachstumsge-
sellschaft. Konzepte für die Zu-
kunft, Marburg 2010, S. 189-197. 

[6] Vgl. etwa Netzwerk Vorsorgen-
des Wirtschaften (Hg.), Wege Vor-
sorgenden Wirtschaftens, Mar-
burg 2013. 

[7] Adelheid Biesecker und Sabine 
Hofmeister, Die Neuerfindung des 
Ökonomischen. Ein (re)produkti-
onstheoretischer Beitrag zur So-
zialen Ökologie, München 2006. 

[8] Adelheid Biesecker, Eine zu-
kunftsfähige Ökonomie ist mög-
lich – Vorsorgendes Wirtschaften. 
Vortrag im Rahmen der Ringvor-
lesung „Postwachstumsökono-
mie“ an der Universität Olden-
burg, 9.6.2010, www.postwachs-
tumsoekonomie.org. 

[9] Elisabeth Voß und NETZ für 
Selbstverwaltung und Selbstor-
ganisation e.V. (Hg.), Wegweiser 
Solidarische Ökonomie. Anders 
wirtschaften ist möglich!, Neu-
Ulm 2010, S. 18. 

[10] Vgl. etwa Akademie Solidari-
sche Ökonomie (Hg.), Kapitalis-
mus und dann? Systemwandel und 
Perspektiven gesellschaftlicher 
Transformation, München 2012. 

[11] Bernd Winkelmann, Eigentum 
in einer Solidarischen Ökonomie, 
in: Akademie Solidarische Öko-
nomie (Hg.), a.a.O., S. 112-126. 

[12] Vgl. etwa Veronika Bennholdt-
Thomsen, Geld oder Leben. Was 
uns wirklich reich macht, Mün-
chen 2010. 

Fortsetzung auf Seite 18
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[13] Ich bevorzuge die 
Schreibweise „ReProdukti-
vität“, da die Klammer im 
Begriff „(Re)Produktion“ 
die Minderbewertung der 
Reproduktion nicht wirk-
lich aufhebt. 

[14] Vgl. Christine Bauhardt, 
Feministische Ökonomie, 
Ökofeminismus und Queer 
Ecologies – feministisch-
materialistische Perspekti-

ven auf gesellschaftliche Naturver-
hältnisse, in: „gender politik on-
line“, 4/2012.

trägt nur Eulen nach Athen, weil 
es offene Türen einrennt mit Aus-
sagen, die seit Jahren bekannt sind 
und eher einer Kleinausgabe des 
Koalitionspapiers der Großen Re-
gierungskoalition in Berlin gleicht. 
Man fragt sich, in welchem Milieu 
die Verfasser leben, wenn sie zwar 
an die „Option für die Armen“ erin-
nern aber nicht mit den Armen und 
Betroffenen über die gesellschaftli-
chen Notstände reflektieren, um zu 
wirklichen neuen Impulsen zu kom-
men. In zehn Thesen versucht das 
Papier die gemeinsame Verantwor-
tung der Kirchen aufzuzeigen ohne 
diesem Anspruch gerecht zu werden.

Beispiele: In der 1. These wird ge-
fordert, „wirtschaftliches Wachstum 
in den Dienst für den Menschen zu 
stellen“, aber es wird mit keinem 
Wort erwähnt, dass seit langem als 
Alternative für eine gerechte Wirt-
schaftsordnung eine „Postwachs-
tumsökonomie“ in vielen Gremien 
schon diskutiert und durchgerech-
net  wird.

In These 2 wird gefordert, eine Sozia-
le Marktwirtschaft nachhaltig weiter-
zuentwickeln, die eine „Erneuerung 
einer Verantwortungskultur“ benö-

tigt, die eine Teilhabe an Erwerbs-
arbeit für alle bedeuten muss. Dass 
dieser eingeengte Blick ins Leere 
geht, wusste aber schon die Sozial-
denkschrift von 1997, die viel wei-
ter ging. Damals forderte man, dass 
die Verengung auf  Erwerbsarbeit 
durchbrochen werden muss und man 
einen erweiterten Arbeitsbegriff be-
nötigt, um auch andere gesellschaft-
lich nützliche Arbeit wertzuschätzen 
und gleichzusetzen.

In These 3 fordert man ordnungspo-
litische und ethische Maßstäbe für 
die Wirtschaft zu erneuern. Da man 
aber als Kirche nicht genügend Sach-
kompetenz hätte, appelliert man nur 
an die politischen Verantwortlichen, 
„sich von ordnungspolitischer Ver-
nunft und moralischen Maßstäben 
leiten zu lassen.“ Hier wird das Pa-
pier seiner eigenen Verpflichtung 
nicht gerecht, die noch im Vorwort 
postuliert wird: Sachkompetenz und 
Orientierungswissen gehören zusam-
men. Waren die namentlich bekann-
ten Fachautoren wirklich inkompe-
tent oder nur feige?

So könnte man These für These 
durchgehen und die Dürftigkeit des 
Impulspapiers dokumentieren. Auf 

Gemeinsame 
Verantwortung für eine 

gerechte Gesellschaft

Initiative des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Deutschen 
Bischofskonferenz für eine erneuerte Wirtschafts- und Sozialordnung

Fortsetzung von Seite 17

Genau 17 Jahre nach dem berühmten 
Sozialwort „Für eine Zukunft in So-
lidarität und Gerechtigkeit“ bringen 
die Leitungsgremien beider Kirchen 
ein Impulspapier für eine erneuerte 
Wirtschafts- und Sozialordnung he-
raus, das auf der ganzen Linie eine 
große Enttäuschung ist.1 Denn es 
bringt keine neuen Impulse, sondern 

1)	Nachzulesen auf  
www.sozialinitiative-kirchen.de

http://www.sozialinitiative-kirchen.de
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ein trauriges Beispiel stieß ich in 
These 6, in der es darum geht die 
durch den demographischen Wandel 
einhergehenden sozialen Belastun-
gen gerecht zu verteilen. Dort wird 
gelobt, dass das Rentenalter auf 67 
Jahre erhöht wurde. Aber für die Al-
tersversorgung wird nur die gesetz-
liche und die kapitalgedeckte Ren-
tenversicherung als Lösung erwähnt. 
Dass viele Ein-Personen-Unterneh-
mer als Selbständige so arm sind, 
dass sie in keine Rentenkasse etwas 
einzahlen können, wird nicht gese-
hen. Die Frage nach einem bedin-
gungslosen Grundeinkommen für 
alle wird bewusst ausgeblendet, ob-
wohl diese Diskussion die Gesell-
schaft seit über 10 Jahren bestimmt.

Vieles bleibt in dem Thesenpapier 
vollkommen unbedacht, weil die 
Ursache der gegenwärtigen Wirt-
schafts- und Sozialkrise nicht wirk-
lich gesehen und reflektiert wird. 
So hätten gerade die gegenwärtigen 
Niedrigzinsen dazu führen müssen, 
dass man über eine zukünftige ge-
rechte Geldordnung reflektiert, in 
der das Geld keine Ware und nur 
noch Tauschmittel und Wertmes-
ser ist. Dies unterließ man, obwohl 
bekannte sachkompetente Kirchen-
leute dies schon ausführlich reflek-
tiert hatten (z. B.: Ulrich Duch-
row: Gieriges Geld – Auswege aus 
der Kapitalismusfalle. Befreiungs-
theologische  Perspektiven, Mün-
chen 2013). So ist das Hauptdefizit 
des Thesenpapieres darin zu sehen, 
dass es zwar biblisch fragt „Wer ist 
denn mein Nächster?“ (S. 11), aber 
versäumt, dies theologisch-ethisch 
zu reflektieren und damit zu argu-
mentieren. Dann wäre man auch 
noch auf eine gerechtere Bodenord-
nung (Boden  ist kein Privatbesitz 
sondern darf nur privat genutzt wer-
den) und eine bessere Steuerreform 

(Ressourcen besteuern statt Arbeit) 
gestoßen, die zum Weiterdenken an-
regen würden. Da tat es Papst Fran-
ziskus besser, der den Kairos der Zeit 
erkannte und aus der Sicht der Ar-
men und Abgehängten sagte: „Die-
se Wirtschaft tötet!“

Am 18. Juni wollen die Kirchen ei-
nen Kongress in Berlin abhalten, der 
den Diskussionsprozess des Papiers 
auswerten soll. Die Frage aber bleibt: 
Wie not-wendig ist überhaupt die-
ses „Impulspapier“, wenn es wirk-
lich keinen neuen Impuls beinhaltet?

Christoph Körner

www.rent-grabbing.com
Ein Blog von Dirk Löhr

Dirk Löhr ist Professor für Steu-
erlehre und Ökologische Öko-
nomik an der Hochschule Trier, 
Umwelt-Campus Birkenfeld. Er 
hat eine Reihe von Artikeln in 
Fachzeitschriften veröffentlicht, 
u.a. zu den Themen Eigentums-
rechte, Rentenökonomie, Land 
Use Management und Grund-
steuer. Im Herbst 2012 war er 
Referent auf der Tagung der 
ASÖ in Berlin. 

Ungewöhnlich an seinem Blog 
www.rent-grabbing.com ist sein 
Themenschwerpunkt „Ökono-
mische Renten“, der im deut-
schen Sprachraum wenig be-
kannt ist. Darüber hinaus äu-
ßern er und seine Gastautoren 
Fred Harrison und Prof. Dr. Jo-

hann Walter sich auch zu nati-
onalen und internationalen ak-
tuellen Themen, zum Beispiel 
zu den ökonomischen Hinter-
gründen der Unruhen in Bra-
silien oder im Südsudan.

Umseitig die Einführung

http://www.rent-grabbing.com
http://www.rent-grabbing.com
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Zumindest die Anhänger von 
Henry George (und mit weni-
ger Nachdruck auch diejenigen 
von Silvio Gesell) sind sich da-
rüber einig, dass die ökonomi-
schen Renten aus „Land“ in ei-
nem weiten Sinne zugunsten 
der Gemeinschaft abgeschöpft 
werden sollten. Im Sinne vie-
ler klassischer Ökonomen und 
von Henry George gehört da-
bei zu „Land“ alles, was öko-
nomisch genutzt werden kann, 
aber nicht vom Menschen her-
gestellt wurde –  wie z.B. Grund 
und Boden, Wasser, die At-
mosphäre, die biogenetischen 
Ressourcen, das elektromag-
netische Spektrum, Ölquellen 
etc.(viele Kritiker fügen noch 
geistige Eigentumsrechte hin-
zu – die dem Privateigentum 
an Land „nachgeäfft“ sind und 
per Gesetz monopolartige Posi-
tionen im Wirtschaftsleben er-
möglichen).
Dieses breite Verständnis von 
„Land“ hat allerdings auch ei-
nen Nachteil: Während man 
sich einig darüber ist, dass die 
ökonomischen Renten der Ge-
meinschaft zustehen und abge-
schöpft werden müssen („share 
the rents!“), besteht doch eine 
gewisse Uneinigkeit dahinge-
hend, wie die (Boden-) Renten 
verwendet werden sollen. Holz-
schnittartig gegenübergestellt, 
stehen folgende Positionen ge-
geneinander:
- Auf der einen Seite gibt es 
(in der Tradition der Physio-

kraten und von Henry George) 
die „Single Taxer“, welche die 
gesamten Einnahmen aus Ren-
ten in den Staatshaushalt flie-
ßen lassen und dafür alle ande-
ren Steuern abschaffen wollen. 
Nach dem Henry George-The-
orem ist dies unter bestimmten 
Umständen möglich (s. unten 
mehr). Öffentliche Güter und 
Dienstleistungen sollen dem-
entsprechend nur noch zu Ge-
bühren erbracht werden, wel-
che die unmittelbar entstehen-
den Kosten der Leistungserstel-
lung (Grenzkosten), nicht aber 
die vollen Kosten (incl. Fix-
kosten der Infrastruktur) abbil-
den. Dies würde beispielsweise 
BahnCard 50-Preise für alle be-
deuten. Im Zentrum dieser im 
georgistischen Spektrum do-
minierenden Ansicht steht der 
„Leitwert“ (Bossel 1998) der 
Effizienz.

- Auf der anderen Seite gibt 
es die Befürworter eines res-
sourcenbasierten Grundein-
kommens. Ihr Argument: Das 
„Land“ i.w.S. und deren Erträge 
stehen allen Menschen zu glei-
chen Teilen zu, da niemand das 
Land und seine Bodenschätze 
gemacht hat (Mill). Es geht also 
v.a. um Verteilungsgerechtig-
keit im Sinne gleicher Zugangs-
chancen zu „Land“ i.w.S. Diese 
soll hergestellt werden, indem 
die ökonomischen Renten nicht 
in den Staatshaushalt fließen, 
sondern zu gleichen Teilen auf 
die Bürger zurückverteilt wer-

Ressourcenbasiertes 
Grundeinkommen 
oder Single Tax?

About Rent Grabbing
Ökonomische Renten

Dies sind Erträge, denen keine Kosten 
gegenüberstehen – wenigstens einzel-
wirtschaftlich. Allerdings gibt es nichts 
umsonst. Irgendjemand wird immer be-
lastet, und sei es durch Verzichtskosten. 
Das Muster: Gut organisierte Gruppen 
streichen die ökonomischen Renten ein, 
die Kosten werden auf schwach orga-
nisierte Gruppen abgewälzt. Unsere Ei-
gentumsordnung leistet dem Vorschub. 
Sie differenziert nicht zwischen Eigen-
tum, das auf Leistung gründet und sol-
chem, das ursächlich auf Usurpation 
beruht. Die “Erbsünde” ist das Privat-
eigentum an Land und die daraus flie-
ßenden Renten. Land stellt die Blaupau-
se für die “Einfriedung” weiterer All-
menden dar, deren Inwertsetzung aber 
zu Lasten der Allgemeinheit geschieht. 
Die Entkopplung von Nutzen und Kos-
ten in der Rentenökonomie wäre daher 
nicht ohne die Entkopplung von Leis-
tung und Gegenleistung im Steuerstaat 
möglich. So wird z.B. Infrastruktur öf-
fentlich finanziert, die ökonomischen 
Renten hieraus werden aber privati-
siert. Entkoppelt man aber einerseits in 
der Rentenökonomie Nutzen und Kos-
ten, droht hier Marktversagen; entkop-
pelt man andererseits im Steuerstaat 
Einnahmen und Ausgaben, ist die Fol-
ge dort Staatsversagen. Nötig ist daher 
eine Politik, die konsequent und gegen 
den Widerstand von Interessengruppen 
die Reziprozität von privaten Nutzen 
und Kosten sowie staatlichen Einnah-
men und Ausgaben herstellt.

In diesem Blog finden Sie deutsch- und 
englischsprachige Beiträge über das 
Thema “ökonomische Renten” und ihre 
Aneignung.
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den. Jemand, der eine Ressource in 
überdurchschnittlichem Ausmaß in 
Anspruch nimmt, zahlt damit mehr 
Renten an die Gemeinschaft, als er 
von dieser zurück bekommt – also 
eine Art „Miete“ an die Gemein-
schaft. International bekannt gewor-
den ist v.a. der Vorschlag von Bar-
nes / Pomerance (2000), CO2-Zer-
tifikate meistbietend zu versteigern 
und die Erlöse hieraus nach der Zahl 
der Köpfe (an die Staaten) zurück zu 
verteilen. Im deutschen Sprachraum 
hat sich u.a. Fritz Andres (o.J.) und 
Alwine Schreiber-Martens (2007) 
für ein ressourcenbasiertes Grund-
einkommen stark gemacht. Auch 
Gedanken wie der Öko-Bonus ge-
hen in dieselbe Richtung. Die Erlö-
se müssen dabei nicht unbedingt aus 
der Versteigerung von Verschmut-
zungszertifikaten resultieren, son-
dern können auch aus „Öko-Steu-
ern“ kommen, mit denen externe 
Kosten auf den Verursacher zurück-
geführt werden sollen.

In der Wissenschaft wird die Um-
verteilungslösung gemischt beurteilt. 
Als Maßstab dienen dabei v.a. Ver-
wendungsalternativen wie die Inves-
tition in Umweltgüter oder die Sen-
kung von Lohnnebenkosten. Insbe-
sondere die letztgenannte Variante 
ist hinsichtlich der Effizienz der Um-
verteilungslösung überlegen, wirkt 
aber verteilungspolitisch regressi-
ver (Baur / Himmel 2012).

Dieser Rahmen der Möglichkeiten 
klammert allerdings eine wichtige 
Option vollkommen aus. Diese ist 
imstande, Effizienz und Verteilung 
zu versöhnen, wird jedoch offenbar 
von der herrschenden Ökonomie als 
„no go“ betrachtet. Um diese Alter-
native zu verstehen, muss die Genese 
der ökonomischen Renten betrach-
tet werden. Hierbei zeigt sich, dass 
(städtischen) Bodenrenten und Ren-

ten aus natürlichen Ressourcen nur 
beschränkt miteinander vergleich-
bar sind. Der Unterschied:

Agglomerationen entfalten eine Sog-
wirkung. Ohne Infrastruktur gibt es 
jedoch keine Agglomeration. Agglo-
merationen würden bei entsprechen-
den infrastrukturellen Sogkräften 
selbst in einem einheitlichen Raum 
ohne topographische Besonderheiten 
entstehen. Die Lagevor- und Nach-
teile zentral belegener Grundstü-
cke innerhalb der Agglomerationen 
– und damit die städtischen Boden-
renten – werden also erst durch die 
Infrastruktur und die sich durch sie 
ergebenden Agglomerationsmuster 
geschaffen. Bei der städtischen Bo-
denrente stehen also die Kräfte der 
menschlichen Gemeinschaft im Vor-
dergrund. Am besten macht man sich 
dies über das Henry George-Theo-
rem klar, das in verschiedenen Vari-
anten relativ unabhängig durch Öko-
nomen wie Hotelling, Vickrey, Stig-
litz, Arnott etc. entwickelt wurde. In 
einem Optimalpunkt decken die ent-
stehenden Bodenrenten genau die fi-
xen Kosten der öffentlichen und pri-
vaten Infrastruktur. Allerdings wer-
den im Gegensatz zur privaten In-
frastruktur (im Konkurrenzgleich-
gewicht) die Deckungsbeiträge aus 
der öffentlichen Infrastruktur in der 
Rentenökonomie nicht zur Abde-
ckung der fixen Kosten verwendet. 
Stattdessen werden sie zugunsten 
starker Akteure privatisiert – und 
damit externalisiert. Die Finanzie-
rung der öffentlichen Infrastruktur 
muss daher über Steuern stattfinden. 
Eine verursachungsgerechte Finan-
zierung der Infrastruktur müsste sich 
hingegen auf die städtische Boden-
rente als Deckungsbeitrag stützen.

Bei Ressourcenrenten stehen hinge-
gen nicht die Kräfte der menschli-
chen Gemeinschaft im Vordergrund. 

Die Agglomeration von Menschen 
spielt also eine untergeordnete Rol-
le. Erdölförderung kann auch in der 
Wüste, der Tiefsee oder in der nige-
rianischen Peripherie lukrativ sein. 
Wie lukrativ, hängt vom Kostenvor-
teil ab, der sich aus der Beschaffen-
heit der Quelle gegenüber der gera-
de noch kostendeckend auszubeu-
tenden Quelle ergibt. Bei Grund-
wasservorkommen geht es u.a. um 
die Frage, wie tief gebohrt werden 
und wie das Wasser aufbereitet wer-
den muss. Selbst der Wert landwirt-
schaftlicher Flächen dürfte stärker 
von der Bodengüte als von der Ent-
fernung zu Agglomerationen abhän-
gen, soweit keine Bauerwartung be-
steht. Der Wert der Atmosphäre als 
Aufnahmespeicher für CO2 ist zu-
nächst ebenfalls unabhängig von 
raumwirtschaftlichen Mustern bzw. 
Agglomerationen – sie kann auch 
durch eine Brandrodung in Indone-
sien in Anspruch genommen wer-
den. Die Ressourcenrenten entste-
hen also aus Unterschieden in der 
Zugänglichkeit zu natürlichen Res-
sourcen und ihrer absoluten Knapp-
heit – wenngleich auch hier Infra-
struktur zu ihrer Erschließung not-
wendig ist. Vielleicht noch wichti-
ger: Anders als die städtische Bo-
denrente kann –selbst im Konkur-
renzgleichgewicht – die Rente aus 
natürlichen Ressourcen die Kos-
ten der Infrastruktur auch im Kon-
kurrenzgleichgewicht u.U. deut-
lich übersteigen. Zudem beschnei-
det die Okkupation der Ressourcen 
durch die Privatperson A die Mög-
lichkeiten von Person B, C und D. 
Die Knappheitsrenten werden privat 
vereinnahmt. Die Umverteilungs-
wirkung ist erheblich. So sind bei-
spielsweise die russischen Oligar-
chen auf dem Humus der privati-
sierten Ressourcenrenten in weni-
gen Jahren gewachsen.
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Aus den skizzierten Mustern ergibt 
sich die sachgerechte Finanzierung 
des Gemeinwesens:

- Die fixen Kosten der öffentlichen 
Infrastruktur sollten über die städ-
tischen Bodenrenten finanziert wer-
den (und über grenzkostenbezoge-
ne Nutzungsgebühren);

- Die Renten aus natürlichen Res-
sourcen sollten verwendet werden, 
um ein ressourcenbasiertes Grund-
einkommen zu ermöglichen.

Sachgerecht ist also nicht ein ent-
weder-oder, sondern ein sowohl 
als auch.

Über die Finanzierung der Fixkosten 
der städtischen Infrastruktur könn-
ten die Steuern im Idealfall bis ge-
gen Null reduziert werden – mit ent-
sprechenden Folgen für Lohnneben-
kosten und die Effizienz der Volks-
wirtschaft. Und über die Finanzie-
rung eines Grundeinkommens durch 
Ressourcenrenten könnten gleiche 
Zugangschancen ermöglicht wer-
den. (Ob und wie weit sich ein res-
sourcenbezogenes Grundeinkom-
men von Land zu Land unterschei-
det, hängt davon ab, ob man die be-
treffenden Ressourcen als nationa-
les oder übernationales Gemein-
schaftseigentum betrachtet). Ansät-
ze eines solchen ressourcenbasier-
ten Grundeinkommens finden sich 
beispielsweise im Alaska Permanent 
Fund – de.wikipedia.org/wiki/Alas-
ka_Permanent_Fund. Die Möglich-
keiten der Umverteilung gehen je-
doch weit über dieses praktizierte 
Beispiel hinaus.

Im Gegensatz zu bedingungslosen 
Grundeinkommenskonzepten (wie 
v.a. von Götz Werner, 2008, propa-
giert) wäre ein solches ressourcen-

basiertes Grundeinkommen aber be-
wusst nicht existenzsichernd aus-
gestaltet. Zudem würde es bewusst 
den Zusammenhang von Nutzen 
(aus dem Grundeinkommen) und 
Kosten (Finanzierung des Grund-
einkommens aus den Früchten der 
Erwerbsarbeit Dritter) nicht auf-
heben, sondern im Gegenteil stär-
ken. Neue Renten und neues Rent-
Seeking soll nicht geschaffen wer-
den. Die Entkopplung von Nutzen 
und Kosten (privater Bereich) bzw. 
Einnahmen und Ausgaben (im Rah-
men der Steuerfinanzierung des Ge-
meinwesens) ist nämlich gerade das 
Prinzip der heutigen Rentenökono-
mie, das überwunden werden muss. 
Kopplung von Nutzen und Kosten 
bedeutet: Wenn die Gemeinschaft 
mit ihrer Agglomeration und ihren 
Infrastrukturleistungen die Boden-
rente erzeugt, so steht diese auch 
der Gemeinschaft zu. Und wenn die 
natürlichen Ressourcen allen Men-
schen zu gleichen Teilen gehören, so 
stehen ihnen auch deren Erträge zu.

Erst der Steuerstaat ermöglicht heut-
zutage über die Entkopplung von Er-
trägen und Kosten auch die Privati-
sierung der ökonomischen Renten. 
Egal, wie die Steuern im Einzelfall 
heißen: Am Ende belasten sie ent-
weder Arbeit, Boden oder Kapital. In 
der heutigen Rentenökonomie wird 
aber Land mit seinen Erträgen aus 
der Besteuerung weitgehend aus-
geklammert. Kapital kann fliehen 
und wird daher privilegiert besteu-
ert (daher die duale Einkommensteu-
er). Die volle Last der Besteuerung 
trifft hingegen die Arbeit. Diese fi-
nanziert somit die Infrastruktur, die 
die v.a. die städtischen Bodenrenten 
am Ende ermöglicht. Die hohen Ar-

beitskosten drücken zudem die Nach-
frage nach Arbeit. Die schwerwie-
gendsten Folgen der Arbeitslosig-
keit sollen wiederum durch ein so-
ziales Netz aufgefangen werden, das 
abermals durch den Faktor Arbeit fi-
nanziert ist und diesen belastet. So 
entsteht ein Teufelskreis, der durch 
das Konzept von Götz Werner nicht 
durchbrochen, sondern noch weiter 
verschärft würde. Im Buch „Prinzip 
Rentenökonomie: Wenn Eigentum zu 
Diebstahl wird“ (2013) und in die-
sem Blog wurden noch weitere Bei-
spiele für die Entkopplung von Nut-
zen und Kosten in der Rentenöko-
nomie gegeben. Ein bedingungslo-
ses, existenzsicherndes und steuer-
finanziertes Grundeinkommen fes-
tigt diese ungute Entwicklung und 
geht somit in eine falsche Richtung.
Um einen Einwand auszuräumen: 
Die Forderung nach Kopplung von 
Nutzen und Kosten, Einnahmen und 
Ausgaben spricht nicht gegen sozial-
politische Sicherheitsnetze in beson-
deren Lebenslagen, und sie spricht 
auch nicht gegen die sachgerechte 
Entkopplung in anderen Bereichen, 
wie z.B. der Kultur.
Ansonsten bewegt man sich – wie 
es heutzutage der Fall ist – auf eine 
Entkopplung im Wirtschaftsbereich 
zu (Rentenökonomie);   gleichzei-
tig wird eine zunehmende Kopp-
lung von Nutzen und Kosten in an-
deren Lebensbereichen hergestellt. 
Letzteres bedeutet aber nichts ande-
res als eine sachfremde Durchöko-
nomisierung des sozialen Bereichs 
und der Kultur.

Dirk Löhr
Nachdruck aus dem Blog www.rent-
grabbing.com vom Januar 2014

http://de.wikipedia.org/wiki/Alaska_Permanent_Fund
http://de.wikipedia.org/wiki/Alaska_Permanent_Fund
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Lehren aus Lateinamerika
Diese Rede hielt Rafael Correa am 9. November 2013 an der Sorbonne in Paris. 
Correa ist Präsident von Ecuador und promovierter Wirtschaftswissenschaftler.

Wir Lateinamerikaner kennen uns 
mit Krisen aus. Nicht weil wir klü-
ger als andere sind, sondern weil wir 
schon so viele Krisen durchgemacht 
haben. Wir haben sie stets miserabel 
gemanagt, weil wir immer nur ein 
Ziel vor Augen hatten: die Interes-
sen des Kapitals zu schützen. Was 
dann die ganze Region in eine lang-
wierige Schuldenkrise stürzte. Heu-
te sehen wir mit Sorge, wie Europa 
genau den gleichen Weg einschlägt.

In den 1970er Jahren hatten die Län-
der Lateinamerikas gewaltige Aus-
landsschulden angehäuft. Laut of-
fizieller Geschichtsschreibung war 
dafür die „unverantwortliche“ Re-
gierungspolitik verantwortlich: Die 
Staatshaushalte seien aus der Balan-

ce geraten, weil der Subkontinent 
nach 1945 auf das falsche Entwick-
lungsmodell der Importsubstitution 
gesetzt habe, also den Aufbau einer 
Industrie, um bisher importierte Wa-
ren selbst zu produzieren.

Die massive Schuldenaufnahme zur 
Finanzierung dieser Entwicklungs-
strategie wurde durch die interna-
tionalen Finanzinstitutionen (IWF 
und Weltbank) gefördert, ja nachge-
rade erzwungen. Nach deren Pseu-
dologik sollte das Wachstum die-
ser Volkswirtschaften durch die Fi-
nanzierung hochprofitabler Projekte 
stimuliert werden, von denen es da-
mals in der Dritten Welt viele gab. 
Aus den Renditen dieser Investitio-
nen wären dann die Schulden prob-
lemlos abzutragen. 

Bis zum 13. August 1982 ging das 
auch gut. An diesem Tag musste Me-
xiko seine Zahlungsunfähigkeit er-
klären. Über Nacht waren die Staa-
ten Lateinamerikas vom internatio-
nalen Kapitalmarkt abgeschnitten, 
zugleich schossen die Zinssätze für 
ihre bestehenden Schulden drama-
tisch in die Höhe. Für Kredite zu 
4 bis 6 Prozent wurden plötzlich - 
weil man einen flexiblen Zinssatz 
vereinbart hatte - 20 Prozent fällig. 
Wie schon Mark Twain meinte: „Ein 
Bankier ist ein Mensch, der seinen 
Schirm verleiht, wenn die Sonne 
scheint, und ihn sofort zurückhaben 
will, wenn es zu regnen beginnt.“ 

Das war der Beginn unserer Schul-
denkrise. Im Verlauf der 1980er Jah-
re hat Lateinamerika einen Kapi-
taltransfer in Höhe von 195 Milliar-
den US-Dollar (nach heutigem Wert 
rund 550 Milliarden) an seine Gläu-

biger gestemmt. Dennoch wuchs der 
Schuldenberg von 1980 bis 1991 
von 223 Milliarden auf 443 Milli-
arden Dollar! Und das nicht etwa, 
weil die Länder neue Kredite aufge-
nommen hätten, sondern allein in-
folge der Umschuldung alter Kredite 
und der aufgelaufenen Zinszahlun-
gen. Ende der 1980er Jahre erreich-
te das Pro-Kopf-Einkommen in der 
Region gerade mal wieder das Ni-
veau der mittleren 1970er Jahre. An-
gesichts dessen war viel von einem 
„verlorenen Jahrzehnt“ die Rede, 
tatsächlich aber muss man von ei-
ner ganzen „verlorenen Generation“ 
sprechen. Die Schuld an der Krise 
lag ganz gewiss bei beiden Seiten, 
doch für die Länder des Nordens 
und die internationalen Organisati-
onen war die Wurzel des Übels al-
lein die Überschuldung der Staaten 
(„over-borrowing“). Nie haben sie 
die Verantwortung dafür übernom-
men, dass sie selbst den Schuldner-
ländern exzessive Kredite aufge-
drängt hatten („over-lending“). Die 
staatliche Haushaltskrise - Resultat 
des gigantischen Kapitaltransfers an 
die Gläubiger - zwang mehrere la-
teinamerikanische Staaten, vom In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) 
diktierte Absichtserklärungen („let-
ters of intent“) zu unterschreiben - 
eine Vorbedingung für die Bewilli-
gung von IWF-Darlehen. 
Diese verbindlichen Abkommen 
dienten zugleich als Sicherheit in 
den Neuverhandlungen über die aus-
stehenden Verbindlichkeiten mit den 
Gläubigerstaaten, die sich im Pari-
ser Club zusammengeschlossen hat-
ten. Die darin formulierten Struk-
turanpassungsprogramme beinhal-

Roosewelt Pinheiro/Abr, 
Agência Brasil [1]

upload.wikimedia.org/
wikipedia/commons/2/2d/
Rafaelcorrea08122006.jpg
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teten die üblichen Rezepte: Spar-
maßnahmen, höhere Preise für öf-
fentliche Dienstleistungen, Privati-
sierungen und anderes mehr. 
Diese Maßnahmen sollten nicht etwa 
zur raschen Überwindung der Krise 
beitragen oder Wachstum und Be-
schäftigung fördern. Vielmehr sollten 
sie nur sicherstellen, dass die priva-
ten Banken ihre ausstehenden Gelder 
zurückbekommen. Am Ende waren 
die betroffenen Länder immer noch 
verschuldet, wenn auch nicht mehr 
gegenüber den Gläubigerbanken, 
sondern gegenüber dem IWF, der 
die Interessen der Banken schützte. 
Anfang der 1980er Jahre begann 
sich in Lateinamerika und anderen 
Teilen der Welt ein neues Entwick-
lungsmodell durchzusetzen: der Neo-
liberalismus. Die Einigung auf die-
se Entwicklungsstrategie lief unter 
dem Begriff „Washington Consen-
sus“. Der wurde vor allem von den 
multilateralen Finanzorganisatio-
nen formuliert, die wie das US-Fi-
nanzministerium ihren Sitz in Wa-
shington haben. Nach neoliberaler 
Logik war die Krise in Lateiname-
rika das Resultat exzessiver Staats-
eingriffe in die Wirtschaft, fehlen-
der freier Preisbildung und der Ab-
kehr vom Weltmarkt - also just der 
drei Merkmale des lateinamerika-
nischen Entwicklungsmodells der 
Importsubstitution. 

Warum macht das 
aufgeklärte Europa die 

gleichen Fehler?
Eine ideologische Marketingkam-
pagne nie da gewesenen Ausmaßes 
- im Gewand wissenschaftlicher 
Forschung - und der direkte Druck 
von IWF und Weltbank sorgten da-
für, dass die ganze Region von ei-
nem Extrem ins andere verfiel: Das 
Misstrauen gegenüber den Märkten 

und das übermäßige Vertrauen in den 
Staat wurde abgelöst von der Drei-
faltigkeit von Freihandel, Deregu-
lierung und Privatisierung. 
Die Krise war nicht nur eine ökono-
mische. Sie resultierte auch aus ei-
nem Mangel an politischer Führung 
und an Ideen. Wir hatten Angst da-
vor, selbst nachzudenken. Stattdes-
sen unterwarfen wir uns auf zugleich 
passive und absurde Weise dem Dik-
tat des Auslands. 
Diese Darstellung der Krise dürfte 
vielen Europäer vertraut vorkom-
men. Auch die EU leidet an einer 
Verschuldung, die durch den neoli-
beralen Fundamentalismus produ-
ziert und vertieft wurde. Bei allem 
Respekt für die Unabhängigkeit je-
der Weltregion sind wir doch über-
rascht darüber, dass selbst das ach so 
aufgeklärte Europa exakt dieselben 
Fehler macht, die damals in Latein-
amerika begangen wurden. 
So haben die europäischen Banken 
bei der Kreditvergabe an Griechen-
land so getan, als hätten sie nicht ge-
wusst, dass das griechische Haus-
haltsdefizit fast dreimal so groß war 
wie von der Regierung gemeldet. 
Wieder einmal wird das Problem der 
Überschuldung angeprangert, ohne 
das Gegenstück dazu - das Überan-
gebot an Krediten - auch nur zu er-
wähnen: von der Verantwortung des 
Finanzkapitals keine Spur. 
Seit 2010 nimmt die Arbeitslosigkeit 
in Europa alarmierende Ausmaße 
an. Portugal, Italien, Griechenland 
und Spanien haben ihre Staatsausga-
ben im Zeitraum 2009 bis 2012 um 
durchschnittlich 6,4 Prozent redu-
ziert, was zu deutlichen Beeinträch-
tigungen im Bildungs- und Gesund-
heitswesen führte. Begründet wird 
diese Politik mit den knappen öffent-
lichen Mitteln. Dabei hatte man zu-
vor gewaltige Summen für die Ret-

tung des Finanzsektors lockerge-
macht. In Portugal, Griechenland 
und Irland überstiegen die Kosten 
der Bankenrettung die Summe der 
jährlichen Löhne und Gehälter. Für 
die Bevölkerung vieler EU-Länder 
hatte die Krise dramatische Auswir-
kungen. Gleichwohl verordnet man 
ihnen weiter dieselben Rezepte, die 
überall sonst gescheitert sind. 

Zweifelsohne müssen Reformen 
durchgeführt und grundlegende Feh-
ler korrigiert werden. Einer dieser 
Fehler bestand darin, Länder in die 
EU und selbst in die Eurozone auf-
zunehmen, deren Volkswirtschaf-
ten eine ganz unterschiedliche Pro-
duktivität aufwiesen, was sich je-
doch nicht in der Lohnhöhe wider-
spiegelte. Doch entscheidend ist ein 
anderer Punkt: Die Krisenstrategie 
der Politiker war nicht darauf ange-
legt, die Kosten für die EU-Bürger 
möglichst gering zu halten, sondern 
den privaten Banken die Rückzah-
lung ihrer Forderungen zu sichern. 

Betrachtet man die einzelnen Schul-
denländer, wird deutlich, dass es oft 
die privaten Haushalte sind, die ihre 
Schulden nicht zurückzahlen kön-
nen. Die mangelnde Regulierung 
der Banken in Spanien und die Tat-
sache, dass diese zu leicht an Gel-
der herankamen, hatten zur Fol-
ge, dass zu viele Hypothekenkre-
dite gewährt wurden. Das wieder-
um hat die Immobilienspekulation 
angeheizt. Die Banken liefen den 
Kunden geradezu hinterher, schätz-
ten den Wert ihres Hauses und ge-
währten ihnen dann ein überhöhtes 
Darlehen, von dem diese noch ein 
Auto, Möbel, Küchengeräte und so 
weiter finanzierten. Als die Immobi-
lienblase platzte, konnte der leicht-
gläubige Kreditnehmer seine Schul-
den nicht mehr abzahlen, weil er ar-
beitslos geworden war. Wenn ihm 
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die Bank das Haus wegnimmt, ist 
das viel weniger wert als zum Zeit-
punkt des Kaufs, sodass er die Hy-
pothek keineswegs los ist. Die gan-
ze Familie findet sich auf der Straße 
wieder, und zwar verschuldet bis ans 
Lebensende. 2012 wurden in Spa-
nien mehr als 200 Zwangsräumun-
gen pro Tag vollzogen, auf die vie-
le der Suizide zurückzuführen sind.
Hier stellt sich nun die Frage: War-
um kommt es nicht zu Lösungen, die 
auf der Hand liegen? Warum läuft es 
immer wieder auf die Worst-Case-
Szenarien hinaus? Die Antwort lau-
tet: Weil es sich nicht um ein tech-
nisches Problem handelt, sondern 
um ein politisches. Entscheidend 
sind also die Kräfteverhältnisse: Wer 
hat in unserer Gesellschaft das Sa-
gen, die Menschen oder das Kapital? 
Der große Fehler bestand also darin, 
dass man der Wirtschaft ihr eigent-
liches Wesen als politische Ökono-
mie abgesprochen hat. Man wollte 
uns glauben machen, dass es in der 
Wirtschaft immer nur um technische 
Fragen gehe. So konnte man eine 
bloße Ideologie als Wissenschaft 
kostümieren. Man hat uns dazu ge-
bracht, die gesellschaftlichen Kräf-
teverhältnisse zu ignorieren, damit 
aber sind wir in den Dienst der herr-
schenden Macht gestellt, die ich als 
das „Reich des Kapitals“ bezeichne. 

Europas Zentralbanken 
sind Teil des Problems

Die Strategie der massiven Verschul-
dung, die in der Schuldenkrise La-
teinamerikas mündete, trug nichts 
zur Entwicklung unserer Länder 
bei. Sie entsprach lediglich der Not-
wendigkeit, das überschüssige Ka-
pital profitabel anzulegen, das da-
mals in Form von Petrodollar die Fi-
nanzmärkte der „Ersten Welt“ über-
schwemmte. Diese übermäßige Li-

quidität war eine Folge des drasti-
schen Anstiegs des Ölpreises nach 
dem Jom-Kippur-Krieg von 1973, 
wobei die Organisation der erdöl-
exportierenden Länder (Opec) es 
geschafft hat, das Preisniveau auch 
danach noch hochzuhalten. Nach 
1975 stiegen daher die Einlagen in 
den internationalen Banken binnen 
fünf Jahren von 82 Milliarden auf 
440 Milliarden Dollar (heute 1 226 
Milliarden Dollar). 

Dass die sogenannte Dritte Welt zum 
Ziel der Kreditgeber wurde, lag nur 
daran, dass die gigantischen Geld-
mengen irgendwo angelegt werden 
mussten. Ab 1975 gaben sich die 
Vertreter internationaler Banken 
in Lateinamerika die Klinke in die 
Hand, um dort ihre Darlehen los-
zuwerden. Die dienten unter ande-
rem zur Deckung laufender Ausga-
ben oder auch zum Kauf von Waf-
fen durch die damaligen lateiname-
rikanischen Militärdiktaturen. 

Die emsigen Banker, die Lateiname-
rika bis dahin nicht mal als Touris-
ten kannten, hatten kofferweise Be-
stechungsgelder im Gepäck. Damit 
wollten sie die Bürokraten überzeu-
gen, noch weitere Kredite aufzuneh-
men, egal wofür. Es war die Zeit, 
als die internationalen Finanzinsti-
tutionen und die Entwicklungshil-
feorganisationen mit der Idee hau-
sieren gingen, Verschuldung sei die 
Lösung aller Probleme. 

Die Unabhängigkeit der Zentralban-
ken soll im Prinzip für Kontinuität im 
Finanzsystem jenseits wechselnder 
Regierungen sorgen. In Lateiname-
rika jedoch wurden sie den Staaten 
zu Beginn der 1990er Jahre als ge-
wissermaßen technische Notwendig-
keit aufgezwungen. Begründet wur-
de dies mit empirischen Studien an-
geblich wissenschaftlicher Qualität, 
denen zufolge unabhängige Zentral-

banken allein nach fachlichen Krite-
rien, also unbeeinflusst durch poten-
ziell schädliche politische Entschei-
dungen handeln.1 Mit derselben ab-
surden Begründung könnte man ein 
von der Regierung unabhängiges Fi-
nanzministerium fordern, denn auch 
die Haushaltspolitik muss ja wohl 
fachlich begründet sein. 

Vor der Krise waren die unabhän-
gigen Zentralbanken ausschließlich 
mit der Stabilität der Währung, also 
der Inflationsbekämpfung befasst. 
Völlig außer Acht blieb dabei, dass 
in Ländern wie Japan oder Südko-
rea die Zentralbanken eine äußerst 
wichtige und aktive Rolle bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung die-
ser Länder gespielt hatten. Auch für 
die US-Notenbank Federal Reserve 
war das oberste Ziel lange Zeit die 
Förderung von Beschäftigung und 
Wachstum gewesen. Erst mit den ho-
hen Inflationsraten der 1970er Jah-
re rückte die Preisstabilität in den 
Mittelpunkt. 

In der Praxis bedeutet die ausschließ-
liche Konzentration auf die Geld-
wertstabilität die Abkehr von einer 
Politik der Vollbeschäftigung. Statt 
in Phasen der Rezession und hoher 
Arbeitslosigkeit mit Konjunkturpro-
grammen gegenzusteuern, werden 
die Probleme durch Ausgabensen-
kungen noch verschlimmert. 

Die angeblich unabhängigen Zen-
tralbanken, die sich um nichts als 
stabile Preise kümmern, sind also 
Teil des Problems und nicht sei-
ne Lösung. Mithin sind sie ein we-
sentlicher Grund, warum es Europa 

1)	Der verstorbene Wirtschaftsno-
belpreisträger Ronald Coase sagte 
über solche Studien, sie würden die 
statistischen Daten einfach so lan-
ge bearbeiten, bis das gewünschte 
Ergebnis vorliegt.
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nicht gelingt, die Krise schneller zu 
überwinden. 
Europa verfügt jedoch noch immer 
über alle nötigen wirtschaftlichen 
Kapazitäten. Ihr habt eigentlich al-
les: hochqualifizierte Arbeitskräf-
te, produktive Ressourcen und Spit-
zentechnologien. Angesichts dessen 
muss man eigentlich nur die richti-
gen Schlussfolgerungen ziehen. Im 
Grunde handelt es sich um ein Pro-
blem der sozialen Koordinierung. 
Das läuft auf eine nachfrageorien-
tierte Politik hinaus, oder wie im-
mer man das nennen will.2 Dage-
gen begünstigen die tatsächlichen 
Machtverhältnisse in euren jewei-
ligen Ländern und auf der interna-
tionalen Ebene jeweils nur das Ka-
pital, und dabei insbesondere das 
Finanzkapital. Das ist der Grund, 
warum diese Maßnahmen nicht er-
griffen werden - oder wenn, dann 
in einer sozial unverträglichen Art 
und Weise. 
Aufgrund des rhetorischen Trommel-
feuers der sogenannten Wirtschafts-
wissenschaften und der internatio-
nalen Bürokratien sind heute viele 
Bürger der Überzeugung, dass die 
gegenwärtige Politik alternativlos 
sei. Das ist ein Irrtum. 

Le Monde diplomatique vom 
13.12.2013, Rafael Correa, 

aus dem Französischen 
von Nicola Liebert

2)	„Nachfrageorientierte“ Politik ist 
der Gegenbegriff zur „angebots-
orientierten“ Politik (supply-side 
economics) der neoliberalen Schu-
le.

Persönlicher Inflationsrechner
aufgelesen

Die offizielle Preissteigerungs-
rate – derzeit etwa 2,0% – sieht 
anders aus als die persönliche. 
Weil nicht jede und jeder so 
viel Strom verbraucht, raucht, 
Kartoffeln isst, Auto fährt oder 
andere Güter nutzt wie der 
Durchschnitt. Wer wissen will, 

wie hoch seine persönliche In-
flationsrate ist, kann das mit 
Hilfe eines Rechners des sta-
tischen Bundesamtes tun. Er 
findet sich unter destatis.de 
(nach „persönlicher Inflati-
onsrechner“ suchen).

aus der metallzeitung 10 2013

Michael Endes Kritik des 
Finanzsystems in MOMO

Antje Vollmer hat dazu einen Artikel geschrieben:
www.antje-vollmer.de/momo.htm

aufgelesen

Einkommensvergleich
Wo stehen Sie mit Ihrem Einkommen 
und Vermögen im Vergleich zum Rest 
der Welt:

www.globalrichlist.com (englisch)

aufgelesen

http://destatis.de
http://www.antje-vollmer.de/momo.htm
http://www.globalrichlist.com/
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Sparen ist der wichtigste Beitrag 
zur Geldmengenerhöhung

Stellungnahme zum Buch: Das dienende Geld –  
Die Befreiung der Wirtschaft vom Wachstumszwang

Den Beitrag von Klaus Simon fin-
de ich sehr interessant, da er einige 
Fakten und Zahlen recherchiert hat, 
die ich bisher nicht kannte.

In Frage stellen möchte ich jedoch 
die Unterscheidung von Giralgeld 
und Interbankengeld. Diese Un-
terscheidung wäre nur dann mög-
lich, wenn Giralgeld nie Interban-
kengeld werden könnte und um-
gekehrt. Dies ist aber nach allem 
was ich weiß nicht zutreffend. Es 
ist vielmehr so, dass Geld, das ge-
spart, aber nicht in der Realökono-
mie investiert wird, in die interna-
tionalen Finanzmärkte wandert und 
dort als „Interbankengeld“ fungiert. 
Wenn die Angaben von Herrn Hu-
ber stimmen, dass von den Banken 
(nur) 14 – 42 Mrd. € pro Jahr „ge-
schaffen“ werden, dann muss es noch 
andere „Quellen“ geben, die in den 
letzten 20 Jahren die Geldmenge in 
Deutschland um über 250 Mrd. € pro 
Jahr anschwellen ließ.

Eine Quelle ist die Inflation an der 
Aktienbörse. Wie viel das ausmacht, 
sieht man in der Größenordnung am 
Einbruch der Geldmenge  bei der Fi-
nanzkrise, der Einbruch betrug etwa 
500 Mrd. €. Da bei der Finanzkrie-
se der DAX um die Hälfte des Zu-
wachses seit 1992 eingebrochen ist, 
kann man davon ausgehen, dass von 

den  etwa 5,5 Bill € Geldmengen-
zuwachs der letzten 20 Jahre etwa 1 
Bill. auf den Anstieg der Aktien ent-
fallen, oder 50 Mrd. €/Jahr. 

Dann muss es da noch  weitere gro-
ße Quellen geben. Eine davon ist 
nach meiner Meinung das Sparvo-
lumen der Akteure der Realökono-
mie. Dies Betrug z.B. im Jahr 2011 
181 Mrd. €, die Nettoinvestitionen 
betrugen aber nur 85 Mrd. €, macht 
ein Delta von 96 Mrd. €, die entwe-
der im Ausland investiert wurden, 
oder in den Finanzmärkten der Spe-
kulation dienen.

Die dann noch fehlenden 70 Mrd. € 
Geldmengenerhöhung/Jahr sind ver-
mutlich nicht deklarierte und nicht 
investierte Gewinne in der Realöko-
nomie, Spekulationsgewinne und 
Kredite der Bundesbank.

Meine zentrale These ist, dass alles 
Kapital aus den Produktionsfaktoren 
Arbeit und natürliche Ressourcen 
besteht und zusätzliches Geld zum 
größten Teil dadurch entsteht, dass 
mehr Leistungen erbracht als konsu-
miert werden. Das nicht verausgabte 
Einkommen wird gespart, dadurch 
reduziert sich zunächst die Geldmen-
ge M1. M2 oder M3 bleibt im ers-
ten Schritt noch konstant. Durch das 
Weiterreichen dieses Geldes für In-
vestitionen erhöht sich aber M1 fast 
wieder auf den alten Stand, womit 
M2 oder M3 um das Sparvolumen 
ansteigt und durch den erneuten, zu-
sätzlichen Einsatz der Produktions-
faktoren Arbeit und natürliche Res-
sourcen entsteht weiteres Realkapi-
tal. Das dazu eingesetzte Geld-Ka-
pital bleibt dabei durch die Bezah-

lung der Arbeitskräfte zum größten 
Teil im Umlauf, nur das wieder ge-
sparte Einkommen ergibt dann er-
neutes Geld-Kapital.
Den größten Dissens zwischen den 
Ansichten der Autoren dieses Bu-
ches und meinen Ausführungen be-
steht darin, dass ich der Überzeu-
gung bin, dass das Sparen ein wich-
tiger, in Deutschland sogar der wich-
tigste Beitrag zur Geldmengenerhö-
hung ist. Daraus resultiert, dass das 
aus dem Nichts geschöpfte Geld ein 
wesentlich geringeres Volumen hat, 
als von den Autoren unterstellt wird. 
Dies ist auch schon beim Workshop 
mit Joseph Huber im Herbst 2012 
klar geworden.
Warnen möchte ich vor der Idee, dass 
Steuern erhoben werden, um das da-
bei eingesammelte Geld zu vernich-
ten. Ein solches Ansinnen würde in 
der Bevölkerung mit Sicherheit auf 
völliges Unverständnis und Ableh-
nung stoßen und die Steuerhinter-
ziehung hoffähig machen.
Nichts einzuwenden ist gegen den 
Vorschlag, das von der Monetative 
zusätzlich schöpfbare Geld der Re-
gierung direkt und zinsfrei zur Ver-
fügung zu stellen. Wir müssen uns 
jedoch im Klaren sein, dass bei einer 
Wirtschaft, die nicht mehr wächst, 
kein zusätzliches Geld mehr benö-
tigt wird.
Wem meine Ausführungen zu knapp 
und deshalb nicht nachvollziehbar 
sind, empfehle ich in meinem neu-
en Buch „Der Weg zur zukunftsfä-
higen Gesellschaft“ das Kapitel 6 
zu lesen.

Franz Groll
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Umbruch oder Aufbruch in Tunesien
Eindrücke einer politischen Bildungsreise

Symbolisch signifikant für die au-
genblickliche gesellschaftliche Si-
tuation Tunesiens waren für mich 
zwei Ereignisse vom Anreise- und 
Abreisetag unserer Reise. Am 14. 
Februar misslang ein versuchter 
Staatsstreich im benachbarten Li-
byen und am 21. Februar stürzte 
eine libysche Militärmaschine 35 
km südlich von Tunis ab. An Bord 
soll sich ein ehemaliger militanter 
Islamist befunden haben, der Kon-
takte zur Terrorgruppe Al-Qaida  
und Osama bin Laden gehabt ha-
ben soll. Auch wenn diese Ereig-
nisse nur mittelbar Tunesien be-
trafen, zeigt dies wie fragil die ge-
sellschaftliche Situation im Lan-
de drei Jahre nach der Revolution 
und des afrikanischen Frühlings 
ist. So wurden 2013 zwei bekann-
te oppositionelle Politiker mit der-
selben Waffe ermordet und erst we-
nige Tage vor unserer Einreise fie-
len Polizisten und Soldaten terro-
ristischen Anschlägen an der alge-
rischen und libyschen Grenze zum 
Opfer. Da wundert man sich nicht, 
wenn noch immer bewaffnete Poli-
zisten mit Maschinengewehren an 
Straßenkreuzungen stehen und Plät-
ze, Ministerien und Botschaften in 
der Hauptstadt durch Stacheldraht-
barrieren und Militär gesichert sind, 
um wenigstens eine gewisse Sicher-
heit zu gewährleisten. Dennoch be-
wegten wir uns sehr frei und ohne 
Angst im Lande.
Zwar war die tunesische Bevölke-
rung froh, dass endlich nach drei Jah-
ren im Januar 2014 eine neue Ver-
fassung mit 200 von 216 abgege-
benen Stimmen verabschiedet wer-
den konnte, die beispielhaft für die 
arabischen Länder werden könnte, 

aber es war mehr Erleichterung als 
Freude bei den Gesprächspartnern 
zu spüren. Denn der Verfassungs-
rat hatte sich nach endlosem Streit 
nur auf Druck der wirtschaftlichen 
Lage des Landes und den Forderun-
gen des Internationalen Währungs-
fonds zu einem Kompromiss zusam-
mengerauft, der die Deutungshoheit 
über die Verfassung noch offen lässt. 
Kennzeichnend dafür ist der Artikel 
6, der zwar Glaubens- und  Gewis-
sensfreiheit garantiert, gleichzeitig 
aber dem Staat die Rolle als „Hü-
ter der Religion“ zuweist. Praktisch 
zeigt sich das schon in der Kleinig-
keit, dass Kirchen im Lande keine 
Glocken haben dürfen und äußerlich 
an ihren Bauten auf Kreuze verzich-
ten müssen (Ausnahme ist die Ka-
thedrale in Tunis). Obwohl Tunesi-
en trotz islamischer Staatsreligion 
religiös sehr tolerant erscheint, ist 
Gleichberechtigung der Religionen 
noch nicht spürbar, was wohl auch 
daran liegt, dass 99 % der Tunesi-

er Muslime sind und nur 1 % Juden 
und Christen. Ein Zeichen für religi-
öse Toleranz im Lande sollen nach 
Auskunft unseres Begleiters Mar-
cel die drei Kugeln auf den Mina-
retten der Moscheen darstellen, die 
für die drei abrahamischen Religio-
nen Judentum, Christentum und Is-
lam stehen. Ob dies eine willkürli-
che Deutung für uns Deutsche war, 
kann ich nicht beurteilen.

Offensichtlich aber besteht zwischen 
säkularen und islamistisch-konser-
vativen Kreisen im Lande ein tie-
fer Graben, der durch gegenseitiges 
Misstrauen spürbar wird und we-
nig Dialog-Bereitschaft sehen lässt, 
wie wir es auch spontan im Kleinen 
über dem Problemfall „Kopftucht-
ragen von Frauen“ im Diskussions-
kreis erlebten.  

Während Islamisten ihren weltlich 
eingestellten Zeitgenossen „Verwest-
lichung“ und eine Abkehr vom eige-
nen kulturell-religiösem Erbe vor-

Berichte
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werfen, kritisieren die Säkularisten 
eine verengte und ideologische Op-
tik ihrer Gegner. Der Hauptgrund für 
diese Kluft dürfte dabei in zwei völ-
lig unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Projekten liegen, denen wie-
derum diametral entgegengesetzte 
Weltbilder zugrunde liegen. Auch 
die Bevölkerung ist durch unter-
schiedliche Einwanderung von Völ-
kern in der Geschichte bunt gemischt 
(von Berbern bis Franzosen). Wäh-
rend die Nadha-Partei unablässig die 
„arabisch-islamische Identität“ der 
tunesischen Kultur betont, sehen die 
Säkularisten Tunesien als mittel-
meerisches Land mit einer jahrtau-
sendalten, vielschichtigen Identität 
und beharren zudem auf dem zivi-
len Charakter des tunesischen Staa-

tes.   Diese Gruppierung hat sich in 
der Bewegung (Zusammenschluss 
von vielen kleinen Parteien) Nidaa 
Tounes zusammengeschlossen, um 
bei der Ende des Jahres abzuhalten-
den Wahl die Mehrheit zu erringen.

In den Gesprächen aber mit brei-
ten Bevölkerungskreisen (Professo-
ren, Studenten, Lehrern, Schülern, 
Künstlern und Kommunalpolitikern) 
wurde mir deutlich, dass die meis-
ten sehr pragmatisch denken, leben 
und handeln und sich nicht mehr 
nach ideologischen  Gesichtspunk-
ten ausrichten. Problematisch sind 
immer noch die Korruption, die Vet-
ternwirtschaft, die Umweltprobleme 
und die schwierige wirtschaftliche 
Lage. So beträgt die Arbeitslosig-
keit 18 %, aber allein 38 % der Ar-

Im Gespräch mit Studenten an der Uni in Gabés

beitslosen sind Akademiker, die im 
Land keine Anstellung finden trotz 
guter Ausbildung. So sahen wir vor 
dem französischen Konsulat in Tu-
nis Schlangen von Menschen, die 
ein Visum für Frankreich beantra-
gen wollten. 

Dennoch war bei den Studenten und 
Schülern, mit denen ich sprach, ein 
großer Optimismus und Aufbruch zu 
spüren, der Hoffnung für das Land 
verheißt. Vielleicht trifft eben nicht 
nur für Tunesier zu, was der Bürger-
meister Sami Ben Taher von Houmt 
Souk uns sagte: „Das Problem und 
die Lösung ist der Mensch“. An die-
sem Problem zu arbeiten ist die blei-
bende Aufgabe für uns alle! 

Christoph Körner

Berichte
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Ein wunderbarer Mensch ist von uns 
gegangen – in ein neues Leben

Hermann Hesse: Stufen
Wie jede Blüte welkt und jede Jugend 

Dem Alter weicht, blüht jede Lebensstufe, 
Blüht jede Weisheit auch und jede Tugend 
Zu ihrer Zeit und darf nicht ewig dauern. 
Es muss das Herz bei jedem Lebensrufe 

Bereit zum Abschied sein und Neubeginne, 
Um sich in Tapferkeit und ohne Trauern 

In andre, neue Bindungen zu geben. 
Und jedem Anfang wohnt ein Zauber inne, 

Der uns beschützt und der uns hilft, zu leben.

Wir sollen heiter Raum um Raum durchschreiten, 
An keinem wie an einer Heimat hängen, 

Der Weltgeist will nicht fesseln uns und engen, 
Er will uns Stuf‘ um Stufe heben, weiten. 

Kaum sind wir heimisch einem Lebenskreise 
Und traulich eingewohnt, so droht Erschlaffen, 

Nur wer bereit zu Aufbruch ist und Reise, 
Mag lähmender Gewöhnung sich entraffen.

Es wird vielleicht auch noch die Todesstunde 
Uns neuen Räumen jung entgegen senden, 

Des Lebens Ruf an uns wird niemals enden... 
Wohlan denn, Herz, nimm Abschied und gesunde!

Abschied Nehmen 
kann ein guter Anlass sein, sich an 
viele schöne Begegnungen, gemein-
same Projekte und Aktionen zu er-
innern. Wir haben von Roland Geit-
mann Abschied genommen, unter 
anderem in der Gedenkfeier in der 
Friedenskirche in Kehl am 20. De-
zember 2013, die er noch vor sei-
nem Tod mitgestaltet hat.
Die Begegnung der verschiedenen 
Wirkungskreise Rolands war beein-
druckend: 
•	 Seine Familie, Frau, Kinder, En-

kelkinder.
•	 Viele Freunde und Bekannte vom 

gemeinsamen Musizieren.
•	 Die Fachhochschule in Kehl, de-

ren Prorektor ihn als Vor- und 
Querdenker gewürdigt hat. Vor-
denker wie Roland haben schon 

früh Themen wie z.B. Bürgerbetei-
ligung erkannt und verfolgt. Heu-
te ist das in aller Munde, damals 
ist man mit solchen Ideen ange-
eckt – war ein Querdenker. Ohne 
Querdenker, die das Morgen vor-
denken, gibt es keine Entwicklung.

•	 Sein bürgerschaftliches Engage-
ment, unter anderem bei den CGW 
und bei Mehr Demokratie

Immer wieder erwähnt wurden die 
Sätze aus der Todesanzeige, „Wir 
leben um zu sterben und sterben 
um zu leben“ und „Ein wunderba-
rer Mensch ist von uns gegangen – 
in ein neues Leben.“

Begegnungen
Ich bin Roland zum ersten Mal in 
Bad Herrenalb begegnet. Vom 3. bis 
4. April 1992 hat die Evangelische 
Akademie zur Tagung „Gemeinwohl 
und Eigennutz“ eingeladen – Kritik 
an der gleichnamigen Wirtschafts-
denkschrift der EKD und Impulse 
zur Weiterarbeit. Als Vorsitzender 
der CGW hat er alternative Impul-
se wirksam in die Diskussion ein-
gebracht. Seit dieser Tagung bin ich 
Mitglied der CGW.
Mit gerechter Wirtschaftsordnung 
gegen Gefahren von rechts war das 
Thema meiner ersten CGW-Jahresta-
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gung im Mai 1993. Thema und Ein-
ladungstext sind mein erstes Bei-
spiel für seine Gabe, vorzudenken 
und Tagungen zu gestalten. Der Ein-
ladungstext nimmt vieles der spä-
teren Diskussion um die Abgren-
zung gegen rechts vorweg: Schon 
einmal haben in Deutschland Wirt-
schaftskrise und· Massenarbeitslo-
sigkeit den Rechtsextremismus zur 
beherrschenden Kraft gemacht. Die 
Christen für gerechte Wirtschafts-
ordnung wollen dazu beitragen, 
dass sich dies nicht wiederholt. ...

Viele Begegnungen folgten. Auf-
grund der geografischen Nähe un-
serer Wohnorte – Kieselbronn und 
Kehl – und unserer Vorliebe für 
Bahnreisen trafen wir uns oft zu ge-
meinsamen Bahnfahrten ab Karlsru-
he bis Wuppertal, Naumburg, Ger-
mete, ... und zurück. Mit Vor- und 
Nachgesprächen der Tagungen, per-
sönlichem Austausch, aber auch in-
dividueller Arbeit waren die Fahr-
ten immer schöne gemeinsame Er-
lebnisse, unterstützt durch die Land-
schaft des Rheintals auf den vielen 
Fahrten nach Wupperta. Nur ganz 
selten haben wir die ICE-Schnell-
bahntrasse genutzt. Auch die von 
Roland oft mitgebrachten Kekse 
seiner Frau Birthe und mein Dörr-
obst aus dem Garten gehörten dazu.

Vordenken, Tagungen 
gestalten, Weitblick

CGW-Tagungen sind Orte der Be-
gegnung der CGW-Mitglieder und 
Interessenten, dort werden Impulse 
gesetzt und Weichen für die weite-
re Entwicklung gestellt. Vordenken, 
was in den CGW und in der Gesell-
schaft anliegt, wo es hingehen könn-
te, und dementsprechend das Ta-
gungsprogramm gestalten, war eine 
der vielen guten Gaben, die Roland 
auch uns CGW geschenkt hat.

Zwei Beispiele:

Zukunftsszenarien über die CGW 
im Jahr 2016.

Die Beratungen aus dem Beirat 22. 
– 24. Februar 2002, “Trotz alledem”, 
haben bis heute nichts an Aussage-
kraft verloren.

Aus dem von Roland geschriebe-
nen Protokoll, CGW-Rundbrief 02/2 
Juni 2002:

Die Rolle von sozialer Kreativität 
und Fundamentalismus

Weil es fü̈r eine “bunt blühende 
Wiese” der künftigen Gesellschaft 
vieler Samenkörner bedarf, sollten 
wir uns hüten, unsere Blumensor-
te, sprich unsere Konzeption einer 
Geld- und Bodenreform, so unver-
zichtbar sie ist, zur beherrschenden 
machen zu wollen.

So hilfreich es ist, zur Weiterent-
wicklung bestimmter Gedankensa-
men eine unterstützende Gruppe zu 
haben, so riskant ist deren Außen-
wirkung, wenn sie nicht ihre Ergän-
zungsbedürftigkeit und ihr Angewie-
sensein auf viele andere Samen deut-
lich macht. Diese Vernetzung mit 
anderen Ideen und sozialen Bestre-
bungen lebt jede/r von uns in ihren/

seinen je eigenen Zusammenhängen 
viel überzeugender, als es eine Or-
ganisation als solche könnte. Des-
wegen wollen und sollten die CGW 
als Verein eher nur Hintergrund-
dienste leisten. Ein zu starkes Auftre-
ten der Organisation in der Öffent-
lichkeit wü̈rde Außenstehende ver-
leiten, uns in der Schublade “Leu-
te mit Zinstick” abzulegen.

Als Netz und “Mitwirkebewegung” 
können wir fruchtbarer sein.

Vorstandswahlen – Kontinuität 
und Wandel

2009 bereitet Roland seinen Ab-
schied aus dem Vorsitz der CGW 
vor. Ich glaube, es ist die erste rei-
ne Vorstandssitzung, die im Januar 
2009 diesen Wechsel vorbereitet. 
Sonst hat sich der Vorstand nur am 
Rande von anderen Tagungen getrof-
fen, das meiste konnten wir telefo-
nisch oder per E-Mail abstimmen.

Dank Rolands guter Vorbereitung 
und Leitung dieser Vorstandssitzung 
und der folgenden Mitgliederver-
sammlung im März 2009 verlief der 
Wechsel im Vorstand reibungslos. 

CGW-Beiratstagung im Februar 2002, Wuppertal
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Arbeitsgruppe gerechte 
Wirtschaftsordnung

Helmut Creutz möchte Organisati-
on und inhaltliche Weiterentwick-
lung des von ihm professionell und 
wirkungsvoll gestalteten Infostandes 
„Gerechtes Geld – gerechte Welt“ in 
jüngere Hände legen. Wir sind ge-
fordert, ... mehr Verantwortung zu 
übernehmen.

So schreibt Roland in der Einladung 
zur konstituierenden Tagung einer 
Arbeitsgruppe im Juli 1994, die 
sich Arbeitsgruppe gerechte Wirt-
schaftsordnung (AG GWO) nen-
nen wird. Der Impuls trägt Früch-
te. Die Arbeitsgruppe erweitert ihren 

Tätigkeitsbereich über 
die Plakatserie und die 
Informationsstände für 
Kirchentage hinaus auf 
die Erstellung von Me-
dien und Materialien 
für Schule und Erwach-
senenbildung. Bis 2011 
trifft sich die Gruppe re-
gelmäßig, anfangs zwei-
mal jährlich, später jähr-
lich. Eine umfangreiche 
Sammlung entsteht, die 
auf www.ag-gwo.de ab-
gerufen werden kann.
Das Ziel, so eine Me-
dienstelle als Dienstleis-
tung für alle einschlägi-
gen Organisationen ins 
Leben zu rufen, kann al-

lerdings nicht erreicht werden. Auch 
der gemeinsame Informationsstand 
auf den Kirchentagen hält sich nur 
bis zum Evangelischen Kirchentag 
in Frankfurt 2001. 

Akademie Solidarische 
Ökonomie

Im Juni 2008 lädt eine Initiativ-
gruppe des Ökumenischen Netzes 
in Deutschland zur Gründungsver-
sammlung einer Akademie auf Zeit 
Solidarische Ökonomie. Neben vie-
len anderen beteiligen sich auch ei-
nige Mitglieder der CGW an der 
Aufbauarbeit, unter ihnen Roland 

Geitmann. Diese Akademie bietet 
eine gute Plattform, die Konzepte 
der CGW in einen weiteren Rahmen 
einzubringen, und sich mit den Kon-
zepten anderer auseinanderzusetzen.

Zur CGW-Beiratstagung im März 
2011 liegen die ersten Ergebnisse 
vor. Die Akademie muss Weichen 
stellen, wie es weiter geht. Auf Ro-
lands Initiative stellen Mitglieder 
der Akademie auf dieser Tagung ihre 
Ergebnisse und weiteren Pläne vor. 
Wir CGW können nun selbst über 
die weitere Kooperation entscheiden.

Roland selbst hat sich aus verschie-
denen Gründen aus der Arbeit zurück 
gezogen. Die wesentliche inhaltli-
che Arbeit ist geleistet, und den bei 
der Abschluss- und Neustarttagung 
im Oktober 2011 geplanten Neuan-
fang hat er lieber jüngeren Kräften 
überlassen.

Blick über die reine 
Geldkritik hinaus

Diese Begegnung mit der Akade-
mie Solidarische Ökonomie stellt 
für mich den Abschluss seiner ste-
ten Bemühungen dar, unseren Blick 
über die reine Geldkritik hinaus zu 
richten. Schon bei der Gründung der 
Christen für gerechte Wirtschafts-
ordnung als Nachfolgeorganisation 
der Arbeitsgemeinschaft freiheitlich-
sozialer Christen (AfC) war dieser 

Am Geburtstagsfest von 
Helmut Creutz im Juli 2008

Deutscher Evangelischer 
Kirchentag 2007 in Köln

http://www.ag-gwo.de
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Impuls in der Namensgebung und 
Satzung deutlich. In unserem Falt-
blatt und der von Roland erstell-
ten Grundlagenschrift „Damit Geld 
dient und nicht regiert“ wird es un-
terstrichen: Wir müssen nicht nur 
den Umgang mit Geld und mit Bo-
den ändern, sondern auch den Um-
gang miteinander: Soziale Grundsi-
cherung, Steuersystem, Unterneh-
mensverfassung. Aus vielen aktu-
ellen Diskussion habe ich den Ein-
druck, dass viele von uns ihm da 
noch nicht ganz gefolgt sind. Die 
Akademie bietet jedenfalls zu die-
sen Themen wesentlich konkretere 
Arbeitsergebnisse.

andere Schwerpunkte
Auch aus den CGW zieht Roland 
sich langsam, kaum merklich, zu-
rück. Die Beiratstagung 2011 war 
sein letzter Auftritt bei uns. Durch 
die Begegnung mit der Akademie 
hatte er schließlich einen wertvol-
len Beitrag zu unserer Zukunftssi-
cherung gelegt.

Seine regelmäßigen Buch-Rezen-
sionen für unseren Rundbrief führt 
er zuverlässig bis zum Ende weiter.

Nachdem wir uns nicht mehr auf 
Tagungen und den Reisen dort hin 
getroffen haben, haben wir uns öf-

ter persönlich besucht und uns über 
unsere vielen gemeinsamen Themen 
mit Interesse ausgetauscht. 

Roland hat sich in den letzten Jahren 
wesentlich stärker im Rahmen von 
„Mehr Demokratie“ engagiert. Sein 
juristischer Sachverstand war dort 
z.B. zur Beratung und Begleitung 
vieler Bürgerbegehren sehr gefragt.

Zu neuen Ufern – lebt wohl!
An Rolands letztem Projekt, einem 
Symposion Ende Mai 2014, wird 
er nicht mehr sichtbar teilnehmen. 
Gleich nach der Diagnose seiner 
Krankheit im Juni 2013 entschloss 
er sich, seine noch verbleibende 
Zeit auf dieser Erde möglichst in-
tensiv zu nutzen. Der Wunsch nach 
einem Abschiedsfest entstand, den 
er bis zur ganz konkreten Planung 
umgesetzt hat. 

In seiner unnachahmlich voraus-
schauenden Art hat er für alle Mög-
lichkeiten Anweisungen gegeben. So 
schreibt er in einem Vorbereitungs-
Papier: Wenn bekannt wird, dass RG 
definitiv nicht teilnehmen kann oder 
gar verstirbt, könnte es sein, dass ...

Der bei der Diagnose erhoffte Auf-
schub von zwei bis vier Jahren hat 
sich leider auf wenige Monate ver-
kürzt. Auch hier kann Roland die 

Vorbereitungsarbeit geordnet über-
geben. Zitate aus einem Mail-Wech-
sel eine Woche vor seinem Tod sind 
eine treffende Zusammenfassung 
seines Wirkens:

Roland an mich: Auch du siehst das 
Symposion in Beuggen hoffentlich 
unabhängig von meinem Befinden 
bzw. der Sichtbarkeit meiner Teil-
nahme als sinnvoll an.

Meine Antwort: Meine volle Zustim-
mung. Ich lese gerade deine Einla-
dung nochmal durch. Solche Pro-
gramme zu entwerfen – besser: So 
etwas zu komponieren – ist einfach 
eine Deiner Stärken. Es wäre scha-
de darum, wenn wir Deine „Kom-
position“ nicht „aufführen“ wür-
den. Und unabhängig davon, wo Du 
selbst zum Zeitpunkt des Symposions 
auf dem Weg zu neuen Ufern gerade 
bist: Von diesem Symposion soll ein 
Impuls ausgehen. Der ist unabhän-
gig von Deiner physischen Anwesen-
heit. Und diese Chance, einen Impuls 
zu geben, die Du mit Deiner bishe-
rigen Vorbereitung schon gegeben 
hast, sollten wir unbedingt nutzen.

Seine Impulse nutzen – nicht nur 
für dieses Symposion – damit wird 
uns Roland lebendig bleiben (wenn 
auch nicht physisch).

Rudolf Mehl

CGW-Beirat im März 2011
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Anders Wirtschaften – Neue Wege der Transformation
Einladung zum Kongress der Akademie Solidarische Ökonomie in Kooperation mit der 

Initiative Gemeinwohlökonomie Rhein-Neckar und dem Welthaus Heidelberg (EWZ)
13. bis 15.Juni 2014, Heidelberg, Forum am Park und Stadtbibliothek

Tagungsablauf

Freitagabend: Kongresseröffnung 
(Stadtbibliothek)
Ab 16.30 Uhr Registrierung, Ankom-

men, kleines Buffet, Kongressbüro
17.30 Uhr Begrüßung, Grußworte 

der Stadt Heidelberg, u.a.
Eröffnungsvortrag Dr. Harald Ben-
der: „Anders Wirtschaften – Neue 
Wege der Transformation“

18.30 Uhr „Aufbruch“ Plenum und 
Kurzberichte von Gruppen

19.30 Uhr Pause
19.45 Uhr Vortrag Christian Felber 

„Gemeinwohlökonomie – Trans-
formation und Partizipation“ mit 
anschließender Diskussion

21.15 Uhr Kulturprogramm

Samstag: Umrisse einer neuen 
Ökonomie (Forum am Park)
9.00 Uhr Tageseröffnung:
•	 Kurzreferat zum Ansatz der Aka-

demie
•	 Einteilung der Workshops
9.30 Uhr Workshops:
a. Transformation und Umbau der 

Finanzsysteme (Dr. Harald Ben-
der, Prof. Helge Peukert, Dr. Dag 
Schulze)

b. Partizipative Unternehmenssteue-
rung und Eigentum (Norbert Bern-
holt, Christian Felber)

c. Neue Arbeits- und Sozialkultur 
(Bernd Winkelmann, Lisa Mit-
tendrein)

d. Perspektiven Politischer Partizi-
pation (Kris Kunst, Daniela Dahn)

e. Partizipation und Menschenbild 
(Ruth Priese, Prof. Bernd Fittkau)

11.00 Uhr Pause
11.15 Uhr Podium I: Kritische Re-

flexion zum Ansatz der Akade-
mie (Peukert, Felber, Fittkau, 
Akademie)

12.15 Uhr Mittagessen
13.15 Uhr Systemische und partizi-

pative Prozesse der Transformati-
on (Stadtbibliothek)

Vortrag 1: Prof. Helge Peukert: 
„Der Umbau der Finanzsysteme 
als Schlüssel der Transformation“

Vortrag 2: Daniela Dahn „Politi-
sche Partizipation als Schlüssel 
der Transformation“

14.30 Uhr Pause
14.45 Uhr Podium II : Transforma-

tionspfade und Wandlungspro-
zesse (Dahn, Schulze, Peukert, 
Akademie)

16.00 Uhr Pause
17.00 Uhr Themenforum (im Fo-

rum am Park)
•	 Neue Formen der Demokratie (Da-

niela Dahn, „Wir sind der Staat“; 
Tobias Stauffenberg, TIIP; Bri-
gitte Henkel, Campact Kampag-
ne gegen geplantes Freihandels-
abkommen

•	 Fairer Handel (Birgit Lieber, Zwei 
Wege zum fairen Handel; Uwe 
Kleinert, Faire Beschaffung, Werk-
statt Ökonomie Heidelberg

•	 Nachhaltiges Wirtschaften Pro-
jekt Stadt Heidelberg, Umwelt-
amt, Preisträger (Unternehmen), 
Lokale Agenda Heidelberg

•	 Ideenwerkstatt Transformation 
Dag Schulze, Gemeinwohlgeld, 
Welthaus AG „Masterplan Trans-
formation“; Kris Kunst, Max Heu-
bach, Systemveränderungen für 
eine nachhaltige Wirtschaft

18.30 Uhr Abendbrot

19.30 Uhr Krise und Aufbruch 
(Kurzvorträge)

•	 Solidarische Ökonomie in Grie-
chenland (Mittendrein)

•	 Bewegungen in der Weltkirche,  
Generalversammlung Busan 
(Bender)

•	 Gemeinwohlgemeinden, Climate 
Alliance (Fittkau, Schulze)

Zwischen den einzelnen Beiträgen 
findet ein Kulturprogramm statt.

21.30 Uhr Tagesabschluss

Sonntagvormittag : Perspektiven 
und Aktionen (im Forum)

9.00 Uhr Impulsvortrag

World café: Perspektiven und Ak-
tionen

•	 Erkenntnisse aus der Tagung

•	 Wie verhalten wir uns in der ge-
genwärtigen Situation?

•	 Was ist zu tun?

•	 Beschluss zu möglichen (gemein-
samen) Maßnahmen

12.00 Uhr Globalisierungskritischer 
Rundgang mit Lunchpaket

14.30 Uhr Kokreis

Tagungen – Veranstaltungen
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CGW-Tagung mit Mitgliederversammlung – 

28. bis 30.3.2014 in 97299 Zell am Main. Bei dieser 
Tagung werden wir uns detaillierter mit dem Grund-
einkommen beschäftigen.

Anmeldung bei Dieter Fauth, per Mail: post@dieter-
fauth.de, per Telefon: 0931 14938

Die Zukunft, die wir meinen – Leben statt Zerstörung

30.04.2014 - 04.05.2014, Ökumenische Versammlung 
in Mainz, www.oev2014.de

Katholikentag

28. Mai - 1. Juni 2014, Regensburg

CGW und Akademie Solidarische Ökonomie werden 
mit einem Gemeinschaftsstand auf der Kirchenmei-
le vertreten sein.

Kontakt und Info: www.katholikentag.de; Rundbrief@
cgw.de

Regelmäßige weitere Veranstaltungen

Gesprächskreis über Geld- und Wirtschaftsfragen

Normalerweise an jedem ersten Montag im Monat, 
17.00 Uhr bis ca. 19.00, im Café am Tiergarten ge-
genüber dem Karlsruher Hauptbahnhof. Bei Interes-
se bitte zur Sicherheit den nächsten Termin erfragen:

Tanja Rathgeber, Tel.0721/9431437, E-Mail Tanja-
Rathgeber@hotmail.com und Werner Stiffel, Tel. 
0721/451511, E-Mail Werner.Stiffel@t-online.de

Anmeldung/Kontakt

Die Tagungsgebühr beträgt 40,00 € (ermäßigt 
30,00€). Sie ist bis zum 1. Juni 2014 auf das Kon-
to der Akademie bei der Ev. Kreditgenossenschaft 
Stichwort: „Tagung Heidelberg“ zu überweisen.  
IBAN:  DE20 5206 0410 0000 4145 14 ,  
BIC: GENODEF1EK1)
Zu den Hauptmahlzeiten werden günstige Angebote be-
reitgestellt. Für die Übernachtung in Heidelberg wer-
den wir rechtzeitig eine Liste mit günstigen Übernach-
tungsmöglichkeiten verschicken. Sie können sich über 
das folgende Anmeldeformular oder formlos per Mail 
bei der Geschäftsführung (Norbert Bernholt) anmelden.
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Home-
page. (www.akademie-solidarische-oekonomie.de).

Anmeldeformular zur Tagung

Name, Vorname:
Anschrift:

E-Mail:
Tel.: 
Zutreffendes bitte ankreuzen
□ Ich melde mich hiermit zu der Tagung der Akade-

mie Solidarische Ökonomie vom 13.6.- 15.6.2014 
in Heidelberg an.

□ Ich nehme an der ganzen Tagung teil (Tagungs-
gebühr 40,00€)

□ Ich nehme nur am Samstag teil. (Tageskarte: 25,00€)
□ Ich nehme nur am Freitag teil. (Tageskarte 10,00€)
□ Ich kann leider an der Tagung nicht teilnehmen, 

möchte aber über die weitere Arbeit informiert 
werden / bin ggf. an einer aktiven Mitarbeit in-
teressiert.

Datum: ________ Unterschrift:__________________
(Bei einer Anmeldung per E-Mail kann die Unter-
schrift entfallen.)
Die Anmeldung schicken Sie bitte per Post oder 
per Mail an Norbert Bernholt, Am Butterberg 16, 
21335 Lüneburg, Tel.: 04131-7217450, Handy: 0176 
71634230, E-Mail: nbernholt@t-online.de

Tagungen – Veranstaltungen

http://www.oev2014.de
http://www.katholikentag.de
http://www.akademie-solidarische-oekonomie.de
mailto:nbernholt%40t-online.de?subject=Anmeldung%20Tagung%20Heidelberg%2013.-15.6.2014
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Immer weniger müssen immer mehr arbeiten,  
damit immer mehr immer weniger arbeiten müssen.

Das Streiflicht aus der Süddeutschen Zeitung, März 1997

(SZ)Auf die wohl einleuchtendste For-
mel, um den alles in allem doch recht 
komplizierten Prozess der Globalisie-
rung - wenn auch etwas holzschnittar-
tig - zu erklären, erheben wir hiermit 
schon aus Gründen eigener, leidvoller 
Erfahrung, das Urheberrecht: Immer 
weniger müssen immer mehr arbeiten, 
damit immer mehr immer weniger ar-
beiten müssen. 

Darauf läuft die ganze Sache letzt-
lich hinaus - weltweit, und natürlich 
auch in des Kanzlers eigenem „Lamb-
de“. Das Phänomen ist indessen nicht 
allein damit zu erklären, dass 4,7 Mil-
lionen Menschen, deren Beitrag zum 
Wertschöpfungsprozess aus einer glo-
balen Zwangslage heraus auf Null re-
duziert wurde, vom Rest mit durchge-
füttert werden müssen. Für die 34 Mil-
lionen Noch-Arbeiter hierzulande wäre 
das vergleichsweise ein Klacks: Ärmel 
aufkrempeln, in die Hände spucken, 
Bruttosozialprodukt steigern. Null Pro-
bleme. In unserer kleinen, ökonomi-
schen Klippschulrechnung haben wir 
obendrein die in- und vor allem auslän-
dischen Shareholder mit berücksich-
tigt, die auch nicht arbeiten und da-
für umso unverblümter ihre Ansprüche 
formulieren, dass man ihnen die Ta-
schen ordentlich fülle. 

„Man“. Wer sind eigentlich diese 
rastlos robotenden „mans“? Eher 
weniger die drei Millionen Selb-
ständigen, die sich ja definiti-
onsgemäß dadurch auszeich-
nen, dass sie andere für sich 
arbeiten lassen. Also blei-
ben die 31 Millionen „ab-

hängig“ Beschäftigten, die modernen, in 
unselbständiger Erwerbstätigkeit gefan-
genen Sklaven, die nichts zu verkaufen 
haben als ihre reproduktionsbedürftige 
Arbeitskraft. Was ihnen dank der See-
hoferschen Streichereien im Kurwesen 
auch immer schwerer gemacht wird. 
Nicht zuletzt dieser Umstand dürf-
te für das besorgniserregende Ergebnis 
der jüngsten Forsa-Umfrage mitverant-
wortlich sein, wonach von den 31 Milli-
onen tatsächlich nur 31 Prozent arbei-
ten - jene 31 Prozent, denen „die Faul-
heit der Kollegen“ den Spaß an der Ar-
beit gehörig vergällt. 

Da wir aber aus einer früheren Umfrage 
wissen, dass sich 86 Prozent der deut-
schen Bevölkerung für besser und flei-
ßiger halten als sie es im Spiegel ihrer 
Mitmenschen tatsächlich sind, können 
wir unterstellen, dass von den 31 Pro-
zent = 9,6 Millionen Arbeitenden nur 
14 Prozent = 1,35 Millionen wirklich ar-
beiten. Damit erschließt sich die wah-
re Dramatik der Formel „Immer weniger 
arbeiten immer mehr“ in ihrem ganzen, 
desaströsen Ausmaß: Tagtäglich schaf-
fen hier 2,7 Millionen Hände still und 
effizient den ganzen Haufen Arbeit weg, 
der eigentlich für mindestens 62 Millio-
nen Hände aufgehäuft wurde. Letztlich 

haben 1,35 Millionen Arbeitnehmer 80 
Millionen deutsche Mäuler und min-

destens noch einmal so viel Share-
holder-Taschen rund um den Glo-

bus zu füllen. Und dies nicht, 
weil die Arbeit verschwindet, 

sondern weil, wie seit eh und 
je in der Menschheitsge-

schichte, Faulheit siegt.
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